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«�Habermas nannte es das ‹Janusgesicht› freiheitlicher Demokratien. Auf der einen Seite basieren sie auf 
den Prinzipien der Menschenrechte, die für alle gelten. Auf der anderen Seite sind die Menschenrechte 
auf Nationalitäten oder Staatsangehörige reduziert. Dadurch entsteht eine Spannung zwischen 
den universalistischen Versprechungen und der Realität nationaler Grenzziehungen. Damit meine ich, 
dass Menschenrechte immer nach gewissen Kriterien begrenzt werden und es immer Menschen- 
wie auch Bürgerrechte gibt, die nicht für alle gelten» (Benhabib 2016).
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Vorwort

VORWORT

Die vorliegende Studie ist unter schwierigen politi-
schen Rahmenbedingungen entstanden. Sie widmet 
sich einem – auch auf internationaler Ebene – kontro-
vers diskutierten und sehr aktuellen Thema, das bis-
lang jedoch kaum empirisch in der Tiefe betrachtet 
worden ist: Es geht um die Frage des politischen und 
gesellschaftlichen Umgangs mit den rund drei Mil-
lionen syrischen Geflüchteten in der Türkei. Wenige 
Monate nach Abschluss des menschenrechtlich frag-
würdigen Flüchtlingsabkommens zwischen der Euro-
päischen Union und der Türkei im März 2016 und un-
mittelbar vor dem versuchten Putsch am 16. Juli 2016 
reiste die Autorin, Gabriele Gün Tank, nach Istanbul, 
um anhand einer Vor-Ort-Studie im Stadtteil Fatih he-
rauszufinden, wie es auf kommunaler Ebene um die 
sozialen Menschenrechte von Flüchtlingen und deren 
Selbstorganisierung bestellt ist: Wie wohnen und ar-
beiten sie? Wie sind sie gesundheitlich versorgt? Und 

wie ist die Schulbildung der Kinder und Jugendlichen 
organisiert? 

Zahlreiche Interviews mit MitarbeiterInnen in der 
Verwaltung, von NGOs, Organisationen von Geflüch-
teten und Forschungsinstituten sowie eigene Beob-
achtungen in Fatih bilden die Datengrundlage. Diese 
verbindet die Autorin mit einer Rekonstruktion natio-
naler Gesetzgebungen und Institutionen sowie inter-
nationaler Abkommen zu einer Mehr-Ebenen-Analyse 
der Governance der Fluchtmigration in der Türkei. Die 
fundierte Analyse ermöglicht auch einen Ausblick auf 
die Frage der Grenzen und Möglichkeiten kommuna-
ler Inklusionspolitiken im Kontext migrationspolitischer 
Transnationalisierungsprozesse in anderen Ländern, 
Städten und Regionen. 

Stefanie Kron, Referentin für Internationale Politik der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung, Berlin, September 2017
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Abstract

ABSTRACT

Deals werden ausgehandelt, Tauschgeschäfte verein-
bart, Stacheldrähte gezogen und Mauern gebaut. Die 
Europäische Union (EU) setzt auf Vereinbarungen mit 
Drittstaaten, um sich gegen Menschen, die vor Krieg 
und Verfolgung auf der Flucht sind, abzuschotten. 
Der sogenannte Flüchtlingsdeal der EU mit der Türkei 
vom März 2016 gehört zu den bekanntesten und wird 
seither international höchst kontrovers diskutiert. Die 
Menschen auf der Flucht sind zum Spielball von nati-
onalen und internationalen Machtinteressen der Tür-
kei und der EU geworden. Ihre universellen (sozialen) 
Menschenrechte werden dabei jeden Tag aufs Neue 
verletzt. 

Seit 2011 herrscht in Syrien Krieg. Inzwischen hat die 
Zahl der Geflüchteten aus Syrien die Fünf-Millionen-
Marke überschritten, zudem gibt es rund 6,6 Millionen 
Binnenflüchtlinge im Land (UNHCR 2017). 

Knapp drei Millionen Geflüchtete aus Syrien halten 
sich in der Türkei auf. Doch bislang ist wenig darüber be-
kannt, wie sie dort aufgenommen werden, welche Ge-
setze, Institutionen und Formen der sozialen Infrastruk-
tur die Türkei dafür bereitstellt, welche Probleme und 
Möglichkeiten der Inklusion auf der kommunalen Ebene 
bestehen und wie staatliche sowie nicht staatliche Ak-
teure beim Flüchtlingsmanagement interagieren. 

Im Sommer 2016 habe ich diese Fragen mit migra-
tionspolitischen ExpertInnen aus der Türkei am Bei-
spiel des Istanbuler Stadtteils Fatih erörtert und vor Ort 

Feldforschung zur kommunalen Flüchtlingsarbeit be-
trieben. Mithilfe eines Mehr-Ebenen-Ansatzes und ent-
lang der sozialen Teilhabedimensionen Aufenthaltssta-
tus, Arbeit, Wohnen, Bildung und Gesundheit zeigt die 
Studie inkludierende und exkludierende Faktoren für 
Geflüchtete aus Syrien im Istanbuler Bezirk Fatih auf. 
Die Defizite in den kommunalen Verwaltungsstruktu-
ren und im intersektoralen Management sowie in der 
Infrastruktur öffentlicher Dienstleistungen behindern 
den Prozess der Inklusion. Die derzeitigen autokrati-
schen Entwicklungen in der Türkei stellen eine große 
Herausforderung für die Solidarität mit den Geflüchte-
ten und für ihre UnterstützerInnen auch auf kommu-
naler Ebene dar. Menschenrechts- und Flüchtlingsakti-
vistInnen werden in wachsendem Maße kriminalisiert. 
So wurden, neben vielen anderen, Taner Kılıç, Leiter 
der türkischen Sektion von Amnesty International (AI), 
im Juni 2017 verhaftet und Idil Eser, Direktorin von AI 
in der Türkei, einen Monat später (Amnesty Internatio-
nal 2017). 

Doch auch internationale Rahmenbedingungen, wie 
der EU-Türkei-Deal, prägen das aktuelle Flüchtlingsre-
gime in der Türkei. Die Untersuchungsergebnisse zei-
gen Möglichkeiten und Grenzen der Zusammenarbeit 
emanzipatorischer Initiativen auf – untereinander so-
wie mit staatlichen Akteuren in der Türkei.

Gabriele Gün Tank, August 2017
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Einleitung

1 EINLEITUNG

Seit mehr als fünf Jahren zwingt der Bürgerkrieg in 
Syrien Millionen Menschen zur Flucht. Angaben des 
Flüchtlingshilfswerks der Vereinten Nationen (UNHCR) 
zufolge waren es bis Oktober 2016 mehr als 4,8 Millio-
nen Menschen, die vor Krieg und Verfolgung aus Syri-
en vor allem in die angrenzenden Nachbarstaaten ge-
flohen sind. Mehr als die Hälfte dieser Menschen lebt 
in der Türkei, ein Fünftel im Libanon und ungefähr ein 
Achtel in Jordanien. Rund eine Million Personen aus 
Syrien haben bislang einen Antrag auf Asyl in einem 
EU-Land gestellt (UNHCR 2016b). 

Die Europäische Union hat die syrischen Flüchtlinge 
in der Region viele Jahre ignoriert. Sie reagierte erst, 
als sich diese Menschen auf den Weg nach Europa 
machten. Die Türkei sahen einige Geflüchtete als ein 
Transitland, um in die EU zu gelangen. Jedoch: Die Tür-
kei ist das Land, das die meisten Geflüchteten aus Syri-
en auch dauerhaft aufgenommen hat (UNHCR 2016a).

Probleme bei der Registrierung führen dazu, dass 
die Angaben über die Zahl der in der Türkei lebenden 
Zuflucht Suchenden variieren. Folgt man der Europä-
ischen Kommission, die sich auf Zahlen aus dem tür-
kische Außenministerium beruft, waren im Mai 2016 
insgesamt 3,1 Millionen Geflüchtete registriert, von de-
nen knapp drei Millionen aus Syrien stammen (Euro-
pean Commission Humanitarian Aid and Civil Protec-
tion 2016).

Die Mehrheit der Geflüchteten lebt in den türkischen 
Städten. Nur etwa 270.000 Menschen waren 2016 in 
einem der 26 Flüchtlingscamps in der Türkei unterge-
bracht. Diese Camps sind auf zehn Provinzen im Süd-
osten des Lande nahe der syrischen Grenze verteilt 
und werden von der türkischen Katastrophenschutz-
behörde AFAD betrieben (Afet ve Acil Durum Yönetimi 
Başkanlığı 2013; T. C. Başbakanlık Afet ve Acil Durum 
Yönetimi Başkanlığı 2016). 

Seit Beginn der Auseinandersetzungen in Syrien va-
riiert die Zahl der Geflüchteten, die in den Camps le-
ben, und derjenigen, die diese verlassen, stark. Im Jahr 
2012 waren einem Bericht der AFAD zufolge 36 Pro-
zent der syrischen Geflüchteten in der Türkei in Camps 
untergebracht. Die anderen – mit 64 Prozent annä-
hernd doppelt so viele Menschen – lebten in verschie-
denen Städten, meist in der Nähe der Camps (Afet ve 
Acil Durum Yönetimi Başkanlığı 2013). Ende des Jah-
res 2014 lebten bereits 85 Prozent der damals 1,5 Mil-
lionen aus Syrien Geflohenen in den Städten, und zum 
Zeitpunkt der Beendigung dieser Studie im Jahr 2016 
gingen die türkischen Behörden davon aus, dass sich 
rund 90 Prozent außerhalb der Camps, teilweise un-
ter sehr schwierigen Lebensumständen, in städti-
schen und ländlichen Gebieten des Landes aufhalten 
(Erdoğan/Ünver 2015).

Weil die Lebensbedingungen und die öffentliche Ver-
sorgung in den Camps sehr schwierig sind und immer 
mehr Schutzsuchende aus Syrien die Hoffnung auf ein 

baldiges Ende des Krieges in ihrer Heimat aufgegeben 
haben, zieht es immer mehr Geflüchtete in die städti-
schen Ballungsgebiete. Infolgedessen erlebten einzel-
ne Provinzen in der Türkei in den vergangenen fünf Jah-
ren eine hohe Anzahl von Neuzuzügen, insbesondere 
in Hatay, Şanlıurfa und Gaziantep (vgl. Illustration 1, 
Seite 30). Hier beträgt der Anteil der Geflüchteten aus 
Syrien an der Gesamtbevölkerung zwischen 16 und 
24 Prozent. Die stärksten Veränderungen in der Bevöl-
kerungsstruktur erlebte jedoch die Provinz Kilis, in der 
inzwischen 95 Prozent der BewohnerInnen Zuflucht-
suchende sind. Neben diesen Provinzen zieht es ei-
nen großen Teil der Geflüchteten in die Provinz Istan-
bul (Afet ve Acil Durum Yönetimi Başkanlığı 2013). Die 
Marmara Municipalities Union (MMU) gibt die Zahl der 
aus Syrien Geflüchteten in Istanbul mit 374.069 Men-
schen an (MMU, Stand: 27.6.2016). Meine Informan-
tInnen in Istanbul gehen jedoch von deutlich mehr Ge-
flüchteten im Stadtgebiet aus. Die Annahmen variieren 
hier zwischen 400.000 und 600.000 Menschen.

Inzwischen wächst in Teilen der Politik, der Verwal-
tung und der Gesellschaft das Bewusstsein, dass die 
Geflüchteten sich über einen längeren Zeitraum und 
vielleicht sogar für immer in der Türkei aufhalten wer-
den. Damit rückt auch die Frage nach einem langfristi-
gen Zusammenleben immer mehr in den Blick. Für ei-
ne erfolgreiche Inklusion sind urbane Nachbarschaften 
und Communities entscheidend (Ray 2002). 

Die kommunale oder lokale Ebene spielt in Migrati-
onsprozessen eine wichtige Rolle. Wie aber interagie-
ren nicht staatliche Akteure untereinander sowie mit 
der Verwaltung auf kommunaler Ebene beim Prozess 
der Inklusion Geflüchteter aus Syrien? Um diese Fra-
ge zu beantworten, zielt meine Untersuchung auf ei-
ne aktuelle und systematische Bestandsaufnahme des 
Inklusionsprozesses respektive der Exklusion in der 
Türkei am Fallbeispiel des Istanbuler Stadtbezirks Fa-
tih. Hierzu habe ich die rechtlichen und institutionel-
len Rahmenbedingungen, die wichtigsten Akteure so-
wie die bislang erzielten Ergebnisse (outcomes) in den 
Blick genommen. 

Während einer mehrwöchigen Feldforschung für 
diese Studie in Istanbul habe ich im Sommer 2016 
diese Fragen mit zehn türkischen ExpertInnen im mi-
grationspolitischen Feld am Beispiel des Istanbuler 
Stadtbezirks Fatih erörtert. Dabei ging es mir vor allem 
darum herauszufinden, welche Faktoren für Geflüch-
tete inkludierend und welche exkludierend wirken 
und wie dabei nicht staatliche Akteure mit kommu-
nalen staatlichen Verwaltungen und Institutionen in-
teragieren. 

Formale und informelle Rahmenbedingungen auf 
lokaler Ebene werden von überörtlichen Einflüssen be-
stimmt. Ich wende daher einen Mehr-Ebenen-Ansatz 
in der Analyse an. Der normative Bewertungsmaßstab 
und die Untersuchungsdimensionen ergeben sich 
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aus dem völkerrechtlich bindenden «Internationalen 
Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rech-
te» (UN-Sozialpakt), der mit der Genfer Flüchtlings-
konvention (GFK) bekräftigt wurde. Die Diskurse und 
Praktiken auf den verschiedenen Ebenen des Flücht-
lingsregimes in der Türkei zeige ich überblicksartig 
auf. In Anlehnung an den Begriff «Flüchtlingsregime» 
von Katharina Inhetveen fokussiere ich die folgenden 
Punkte:

(1) «Implizite oder explizite Regeln und Normen, die 
dem flüchtlingsbezogenen Handeln zu Grunde lie-
gen», (2) «organisationale Akteure, die sich eindeutig 
mit diesen flüchtlingsbezogenen Handlungen befas-
sen», sowie (3) «Herausforderungen und Praktiken vor 
Ort, die sich mit den Flüchtlingen befassen» (Inhetveen 
2010: 17).

Im zweiten Kapitel «Rahmenbedingungen der Mi-
gration Governance» gehe ich auf die überörtlichen 
Bezüge der lokalen Arbeit ein und untersuche die un-
terschiedlichen Governance-Ebenen (international, na-
tional und lokal) sowie die Akteure, die mit dem kom-
munalen Inklusionsprozess in Zusammenhang stehen. 
Im dritten Kapitel «Migration, (soziale) Menschenrech-
te und Inklusion» analysiere ich systematisch die He-
rausforderungen, Praktiken und konkreten outcomes 
beim Inklusionsprozess entlang der Teilhabedimensi-
onen Aufenthaltsstatus, Bildung, Wohnen, Gesundheit 
und Arbeit. Meine Untersuchung schließt in Kapitel 
vier mit der Zusammenfassung der wichtigsten Ergeb-
nisse und der Benennung von Instrumenten, die für 
den weiteren Inklusionsprozess der Geflüchteten in der 
Türkei den Weg ebnen könnten. Der Untersuchungs-
zeitraum endete 2016.

Um den aktuellen Forschungsstand zu Geflüchte-
ten aus Syrien in der Türkei zu erfassen, habe ich für 
das Fallbeispiel relevante Studien und Fachzeitschrif-
ten ausgewertet. Aufgrund der Aktualität des Themas 
ist die Forschung allerdings noch im Entstehen begrif-
fen und von großen Datenlücken geprägt. Eine weitere 
Grundlage dieser Studie bilden deshalb ausgewählte 
Beiträge der internationalen Presse sowie die von mir 
durchgeführten Interviews mit ExpertInnen. Vor dem 
Hintergrund fehlender Analysen und Statistiken erlau-
ben sie erste empirisch fundierte Aussagen zum aktu-
ellen Stand des Inklusionsprozesses bzw. zur Exklusion 
von Geflüchteten im Stadtbezirk Fatih.1 

Insgesamt habe ich zehn ExpertInnen befragt. Die 
GesprächspartnerInnen arbeiten in karitativen und 
menschenrechtlichen, religiösen und säkularen Nicht-
regierungsorganisationen (NGOs), in der Wissenschaft 
und in der Verwaltung. Einige der Interviewten sind mit 
mehreren Organisationsstrukturen vertraut oder in ih-
nen tätig.2 Die meisten ExpertInnen konnte ich vor dem 
versuchten Militärputsch vom 15. Juli 2016 befragen. 
Lediglich zwei Interviews habe ich nach dem Putsch-
versuch und der darauffolgenden politischen Repressi-
on geführt. Obwohl ich im Rahmen dieser Studie nicht 
im Einzelnen auf die Relevanz des versuchten Staats-
streichs und dessen Folgen eingehen kann, machen 
die Aussagen aller Befragten deutlich, wie sehr die an-
gespannte innenpolitische Situation ihre Arbeit beein-
flusst. Die Hälfte der Interviewten bat um Anonymisie-
rung, deswegen erhielten alle befragten ExpertInnen 
Codenamen: «O» steht für eine landesweit und/oder in-
ternational agierende Organisation und «OF» für Orga-
nisationen mit eigener Vertretung in Fatih.3 

1  Alle Übersetzungen aus dem Türkischen ins Deutsche wurden von mir selbst vor-
genommen.  2  Ich habe jeweils eineN VertreterIn einer internationalen Organisati-
on mit Hauptsitz im Ausland und einer Dependance in der Türkei befragt, zwei Re-
präsentantInnen von Initiativen, die von SyrerInnen in der Türkei gegründet worden 
sind, sowie sieben weitere VertreterInnen von NGOs und aus der Verwaltung in der 
Türkei. Drei der Befragten gehören nach eigenen Angaben einer muslimisch ge-
prägten Organisation an. Sechs der Organisationen haben eine eigene Vertretung 
in Fatih. Acht der Organisationen sind schon längere Zeit in Fatih aktiv oder es ver-
bindet sie mindestens ein Bezugspunkt mit diesem Istanbuler Stadtteil.  3  Es er-
geben sich folgende Codenamen: O1–O4 und OF1–OF6. 
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2 RAHMENBEDINGUNGEN DER «MIGRATION GOVERNANCE»

Die Türkei ist in den vergangenen Jahrzehnten von ei-
nem klassischen Auswanderungsland zu einem Land 
geworden, in dem auch Einwanderung und Transitmi-
gration eine wachsende Rolle spielen (Kirisci 2003). 
Schon vor dem Bürgerkrieg in Syrien sind Menschen 
in die Türkei geflohen. Sie sind geblieben oder weiter 
nach Europa bzw. nach Nordamerika gereist. Mit dem 
Ausbruch des bewaffneten Konflikts in Syrien im Jahr 
2011 begannen Millionen von Menschen, in das Nach-
barland Türkei zu fliehen. Viele versuchten und versu-
chen als Transitflüchtende, von dort aus die EU zu er-
reichen, andere entscheiden sich, (vorerst) in der Türkei 
zu bleiben. 

In vielen Ländern, die Flüchtlinge aufnehmen, gehen 
mit dem Schutzstatus für Geflüchtete Einschränkun-
gen einher. Bisweilen führt dies sogar zu einem weitge-
henden Ausschluss von Geflüchteten auf kommunaler 
Ebene. Demgegenüber bietet das Konzept einer loka-
len integrativen Politik und Praxis die Chance, Rechte 
von geflüchteten Menschen zu schützen sowie Krisen 
langfristig entgegenzuwirken und die wirtschaftliche 
Entwicklung zu fördern (Jacobsen 2003). Anstelle ei-
nes Top-down-Ansatzes, der nur auf das Handeln der 
Zentralregierung abzielt, kann die Herausforderung der 
Teilhabe von Geflüchteten nur mit einer Politik bewäl-
tigt werden, die alle Governance-Ebenen berücksich-
tigt und sowohl staatliche als auch nicht staatliche Ak-
teure und politische Praktiken zusammenführt. Diese 
Idee der Mehr-Ebenen-Governance definiert Alexander 
Betts als «rules, norms and practices that constrain or 
constitute behaviour, and it is generally distinguished 
from ‹government› by the absence of a single over
arching authority. By definition, it is something that 
goes beyond a purely state-led form of regulation […]. 
Governance also relates to actors involved in the regu-
latory process – whether public or private – in the nego-
tiation, implementation, monitoring and enforcement 
of regulations» (Betts 2010: o. S.).

Der Governance-Ansatz zielt sowohl auf Steue-
rungsmechanismen verschiedener Politik- und Ver-
waltungsebenen als auch auf das Zusammenspiel von 
staatlichen und nicht staatlichen Akteuren (Multi-Sta-
keholder-Ansatz). Ziel ist es, «dass kollektive Entschei-
dungen in modernen Gesellschaften zunehmend in 
nicht-hierarchischen Formen der Zusammenarbeit 
zwischen staatlichen und privaten Akteuren zustande 
kommen» (Benz 2007: 14).

Brian Ray betont in diesem Zusammenhang, dass 
Migration zu den Politikfeldern gehöre, in denen sich 
Entscheidungen auf nationaler Ebene erheblich auf die 
kommunale Ebene auswirkten. Nationale Entschei-
dungen zur Regulierung der Einwanderung oder zu 
aufenthaltsrechtlichen Veränderungen beeinflussen, 
so Ray, die Inklusion direkt vor Ort, das heißt auf der 
kommunalen Ebene (Ray 2002). Kommunale Akteu-
re werden allerdings oft in ihrer Gestaltungskompe-

tenz eingeschränkt, weil die Teilhabemöglichkeiten in 
der Regel von nationalen oder regionalen Behörden 
bestimmt werden (Juzwiak et al. 2014). Dabei haben 
Entscheidungen und Diskussionen auf nationaler und 
regionaler Ebene einen sehr abstrakten Charakter und 
gehen oft an der gelebten Wirklichkeit auf der kom-
munalen Ebene vorbei (Maytree Foundation 2012: 7). 
Neben dem Dualismus von nationalen Entscheidun-
gen auf der einen und lokaler Inklusion auf der ande-
ren Seite gibt es zudem Herausforderungen auf der in-
ternationalen Ebene, etwa durch bi- und multilaterale 
Abkommen oder Verhandlungen, die sowohl die natio-
nale Ebene beeinflussen als auch auf die Arbeit vor Ort 
einwirken.

Die drei Ebenen stehen also in einer direkten Bezie-
hung zueinander. Die Handlungsspielräume und Poli-
tikergebnisse (outcomes) jeder Ebene werden jeweils 
von den beiden anderen beeinflusst. Die Herausforde-
rung für Politik im Allgemeinen und für Integrations- 
und Inklusionspolitik im Besonderen besteht in der 
kohärenten Zusammenführung alle drei Governance-
Ebenen. Die Aufgabe der Politikkohärenz hat eine ver-
tikale Dimension von der lokalen über die regionale 
und nationale bis hin zur internationalen Ebene. Dazu 
kommt die horizontale Dimension zwischen einzelnen 
Politikfeldern (vgl. Abbildung 1). 

Abbildung 1: Das interdependente Dreieck 
der Governance von Fluchtmigration

Quelle: Eigene Darstellung 

Im Folgenden gehe ich auf die rechtlichen und regula-
tiven Vorgaben sowie auf die institutionellen Arrange-
ments der verschiedenen Governance-Ebenen ein, be-
leuchte die Akteurslandschaft und nehme dabei auch 
eine Kategorisierung der nicht staatlichen Akteure in 
der Arbeit mit Geflüchteten vor.

NATIONAL
(Recht, Verordnungen,  
Migrationsarchitektur)

LOKAL
(Umsetzung, Inklusion,  

lokale Verwaltungspolitik)

INTERNATIONAL
(internationales Flüchtlingsregime, Genfer Flüchtlingskonvention, 

bi- und multilaterale Abkommen)
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2.1 DAS INTERNATIONALE FLÜCHT­
LINGSREGIME
Der Begriff «internationales Flüchtlingsregime» be-
zeichnet das multilaterale Regime, das den Um-
gang von Staaten und internationalen Organisatio-
nen mit unfreiwilliger Migration von Menschen über 
Staatsgrenzen hinweg bestimmt. Das internationa-
le Flüchtlingsregime basiert vor allem auf der Gen-
fer Flüchtlingskonvention (GFK) von 1951 mit dem 
Zusatzprotokoll von 1967, mit seiner Umsetzung ist 
vor allem das Flüchtlingshochkommissariat der Ver-
einten Nationen (UNHCR) betraut (Betts 2011: 1 ff.). 
In der GFK ist genau festgelegt, wer als Flüchtling 
gilt, welchen rechtlichen Schutz und welche sozia-
len Rechte sowie Pflichten Flüchtlinge gegenüber 
den Unterzeichnerstaaten haben. Die GFK war nach 
dem Zweiten Weltkrieg zunächst nur auf europäische 
Flüchtlinge beschränkt. Der Wirkungsbereich der Kon-
vention wurde allerdings mit dem Zusatzprotokoll 
von 1967 über Europa hinaus erweitert. Insgesamt 
147 Staaten haben bisher die GFK und/oder das Zu-
satzprotokoll ratifiziert. 

Die Türkei ratifizierte die GFK 1961 und das Zusatz-
protokoll 1968. Allerdings erklärte sie gemäß Artikel 1 
B1 der Konvention, dass sie unter «Ereignissen, die vor 
dem 1. Januar 1951»4 eingetreten sind, nur Ereignisse 
versteht, «die vor dem 1. Januar 1951 in Europa ein-
getreten sind». Damit ratifizierte das Land die Konven-
tion nur mit einem sogenannten geografischen Vor-
behalt. Der Aufenthaltstitel für geflüchtete Menschen 
aus nicht europäischen Staaten basiert entsprechend 
nicht auf der GFK, sondern auf einer nationalen Gesetz-
gebung (Bundeszentrale für politische Bildung 2015). 
Diese führe ich später noch detaillierter aus. 

Einige MigrationsforscherInnen hinterfragen inzwi-
schen das internationale Flüchtlingsregime. Alexander 
Betts beispielsweise ist der Meinung, es sei den heu-
tigen Herausforderungen, die mit Fluchtmigrationen 
verbunden sind, nicht mehr gewachsen: 

«Theoretisch haben Flüchtlinge das Recht auf Asyl. 
Praktisch blockiert unsere Einwanderungspolitik den 
Weg in die Sicherheit. Theoretisch haben Flüchtlinge 
ein Recht auf einen Weg zur Integration oder zur Rück-
kehr in ihr Heimatland. Aber in der Praxis stecken sie in 
einem fast unendlichen Schwebezustand fest. In der 
Theorie sind Flüchtlinge eine geteilte globale Verant-
wortung. In der Praxis nehmen Länder, die nah an der 
Konfliktzone liegen, die überwältigende Mehrheit der 
Flüchtlinge weltweit auf» (Betts 2016).

Betts’ Kritik bezieht sich hier auch auf die häufige 
Nichteinhaltung einer in der Präambel der GFK formu-
lierten Verpflichtung zur Solidarität der Unterzeichner-
staaten. Diese Verantwortung ergibt sich aus der Tat-
sache, «dass sich aus der Gewährung des Asylrechts 
nicht zumutbare schwere Belastungen für einzelne 
Länder ergeben können und dass eine befriedigende 
Lösung des Problems […] ohne internationale Zusam-
menarbeit unter diesen Umständen nicht erreicht wer-
den kann» (UNHCR 1951). 

Neben der GFK ist die türkische Flüchtlingspolitik 
auch von anderen bi- und multilateralen Abkommen 
geprägt. So gibt es migrationspolitische Abkommen 
mit Deutschland (1964), Australien (1967), Frankreich 
(1965), den Niederlanden (1964), Schweden (1967) 
und Katar (1986). Es bestehen außerdem Sozialversi-
cherungsabkommen mit insgesamt 28 Staaten. Ferner 
ist die Türkei am G20-Plan beteiligt, die Transaktions-
kosten für Geldtransfers von MigrantInnen zu senken 
(Scuratti 2016: 57).

Das in den vergangenen Monaten am meisten dis-
kutierte migrationspolitische Abkommen der Türkei 
auf internationaler Ebene ist der sogenannte EU-Türkei-
Flüchtlingsdeal vom März 2016. Die EU hat in den ver-
gangenen Jahren mit zahlreichen Drittstaaten Abkom-
men zum Flüchtlingsmanagement geschlossen. In den 
meisten Fällen verpflichten die Abkommen die Dritt-
staaten dazu, TransitmigrantInnen und Flüchtlinge, die 
durch ihr Land kommen, an der Weiterreise zu hindern 
oder aber die in der EU abgelehnten AsylbewerberInnen 
zurückzunehmen. Im Gegenzug sollen die Drittstaaten 
dafür EU-Visaerleichterungen für ihre BürgerInnen und/
oder Geld von der EU erhalten. In den meisten Drittstaa-
ten, die mit der EU Abkommen zum containment von 
Flüchtlingen abgeschlossen haben, ist die Menschen-
rechtslage mehr als besorgniserregend. 

Während die Mehrzahl dieser Abkommen kaum be-
kannt ist, wird der EU-Türkei-Deal in der internationalen 
Öffentlichkeit kontrovers debattiert. Einem Bericht der 
Europäischen Kommission von Juli 2016 zufolge sieht 
dieser Deal vor, dass «Migranten, die über die Ägäis-
Route in die Europäische Union kommen», in die Tür-
kei zurückgeschickt werden. «Im Gegenzug wollen die 
EU-Länder für jeden Abgeschobenen einen syrischen 
Flüchtling aus der Türkei umsiedeln, insgesamt bis zu 
72.000.» Zweitens wird die Türkei «alle erforderlichen 
Maßnahmen ergreifen, um die Entstehung neuer See- 
oder Landrouten aus der Türkei in die EU zu verhin-
dern», drittens erhält die Türkei «3+3 Milliarden Euro 
für die Versorgung der Flüchtlinge in der Türkei» und 
viertens wird im Gegenzug «bis Ende 2016 die Visums-
pflicht für türkische Staatsangehörige aufgehoben» 
(European Commission 2016).

An diesem und anderen «Flüchtlingsabkommen» 
wird vor allem kritisiert, dass die EU- Abschottungspo-
litik Fluchtursachen nicht behebt und die Deals aus ei-
ner menschenrechtlichen Perspektive meist mehr als 
fragwürdig sind. Das Leid derer, die zur Flucht gezwun-
gen werden, ist aufgrund der oben skizzierten Abkom-
men häufig sogar noch größer geworden. Die Geflüch-
teten sitzen oft ohne längerfristige Perspektiven in 
einem Transitland fest und überleben nicht selten nur 
aufgrund von Spenden. 

4  Häufig wird übersehen, dass die erste Fassung der GFK sich anfangs lediglich 
auf Flucht «infolge von Ereignissen, die vor dem 1. Januar 1951 eingetreten sind», 
bezog. Sie galt damit ausschließlich für EuropäerInnen, die infolge des Zweiten 
Weltkriegs ohne staatlichen Schutz waren. Im Jahr 1967 wurde dieses Schutz-
versprechen mit dem New Yorker «Protokoll über die Rechtsstellung der Flücht-
linge» auf alle Menschen ausgeweitet, die Flüchtlinge gemäß der Definition sind. 
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Nach Angaben der EU-Kommission etwa erhielt die 
Türkei bis Oktober 2016 mehr als zwei Milliarden Euro 
für die Registrierung, Unterbringung und Versorgung 
von Geflüchteten. Dennoch ist der EU-Türkei-Deal von 
heftigen Auseinandersetzungen zwischen den beiden 
Parteien begleitet. Einer der Dauerstreitpunkte ist die 
Visumsfrage für türkische Staatsangehörige, denn die 
zugesagte Reisefreiheit in die EU wird diesen immer 
noch vorenthalten (Europäische Kommission 2016).

Nach Betts gibt es auch empirische Hinweise darauf, 
dass immer dann, wenn Industriestaaten ihre Grenzen 
schließen, Erstaufnahme- und Transitländer ebenfalls 
weniger bereit sind, Geflüchtete aufzunehmen (Betts 
2015; Betts/Milner 2006). So geht aus einem Bericht 
von Amnesty International hervor, dass es inzwischen 
regelmäßig zu Übergriffen türkischer Beamter auf 
Flüchtlinge an der syrisch-türkischen Grenze kommt, 
wenn diese versuchen, in die Türkei einzureisen. Auch 
seien syrische Flüchtlinge (einschließlich Kinder), die 
aus Griechenland zurückkehren oder in die Türkei zu-
rückgeschoben werden, ohne Zugang zu einer recht-
lichen Vertretung oder medizinischer Versorgung will-
kürlich inhaftiert worden (Amnesty International 2016: 
12). Inzwischen hindert sogar eine drei Meter hohe und 
kilometerlange, bewachte Grenzmauer aus Beton ent-
lang der türkisch-syrischen Grenze die Menschen an 
der Flucht aus Syrien in die Türkei. 

Mit dem EU-Türkei-Deal haben sich also die Gefahren 
der Grenzüberquerung von der EU-Außengrenze in der 
Ägäis zur türkisch-syrischen Grenze hin verschoben. 
Laut der türkischen Regierung soll nun die Versorgung 
der Menschen, die aus den syrischen Bürgerkriegsre-
gionen fliehen müssen, in Camps auf syrischem Boden 
im Grenzgebiet gewährleistet werden (ebd.: 12). 

Die Migrationsforscherin Elizabeth Collett kritisiert 
darüber hinaus, dass das Abkommen zwischen der 
Türkei und der EU ein Signal in die Hauptaufnahme-
länder von Schutzsuchenden, aber auch in die EU-
Mitgliedstaaten sende, demzufolge der Schutz von 
Geflüchteten verhandelbar sei – und damit auch die 
rechtliche Verbindlichkeit des Flüchtlingsschutzes. 
Dieses Signal begründe einen Interpretationsspiel-
raum im Hinblick auf die Geltung und Reichweite von 
Menschenrechten und sei deshalb auch ein Einfallstor 
für antimigrantischen Populismus (Collett 2016). So 
gab es im Rahmen der Verhandlungen über den EU-
Türkei-Deal vermehrt Proteste türkischer BürgerInnen 
gegen Geflüchtete (Baumgarten 2016).5 

Wie schätzen die interviewten ExpertInnen den EU-
Türkei-Deal ein? Zusammenfassend lässt sich sagen, 
dass alle befragten ExpertInnen diesen Deal als mora-
lisch und ethisch verwerflich empfanden, weil er weder 
etwas an der Situation in den Hauptaufnahmeländern 
(Türkei, Libanon, Jordanien) ändere noch die tatsächli-
chen Fluchtursachen adressiere. Der Deal, so die ein-
hellige Meinung der interviewten Organisationsvertre-
terInnen, verletze internationale Menschenrechte. 

OF3 geht davon aus, dass die Menschen aufgrund 
fehlender Perspektiven weiterhin fliehen werden. Die 

Fluchtwege in die EU würden sich daher lediglich ver-
schieben. OF3: «Die Menschen werden wieder versu-
chen zu fliehen, in der Hoffnung auf Arbeit. Europa hät-
te seine Tore öffnen müssen» (OF3).

Ein weiterer Kritikpunkt am EU-Türkei-Deal ist die In-
haftierung von Geflüchteten und jenen, die aus Grie-
chenland in die Türkei deportiert werden. Die EU agiere 
inmitten einer humanitären Krise und verstoße gegen 
die international verbrieften Rechte von Menschen, die 
auf der Flucht sind, meint beispielsweise ExpertIn O4: 
«Die EU weiß um das große Problem der Unterbrin-
gung, der fehlenden Unterkünfte für Flüchtlinge in der 
Türkei. Seit Jahren berichten wir darüber. Aber die Ver-
antwortlichen haben ohne Skrupel zugestimmt, dass 
noch mehr Menschen eingesperrt werden» (O4). 

O4 nimmt in dem Zitat Bezug auf den im Deal vor-
gesehenen Bau von sogenannten Rückführungszent-
ren in der Türkei. Vor Abschluss des Abkommens mit 
der EU hatte die Türkei den Bau von sechs Aufnahme- 
und Unterbringungszentren aus EU-Mitteln für insge-
samt 4.500 geflüchtete Menschen geplant. Nach den 
Verhandlungen im Oktober 2015 einigten sich jedoch 
die EU und die Türkei darauf, in der ersten Jahreshälfte 
2016 fünf dieser sechs Zentren in «Rückführungszent-
ren» umzubauen, die de facto Haftanstalten sind (Am-
nesty International 2016: 28). 

2.2 DIE RECHTLICHEN UND INSTITU­
TIONELLEN RAHMENBEDINGUNGEN 
IN DER TÜRKEI
Die rechtlichen und institutionellen Rahmenbedin-
gungen innerhalb der Türkei sind von der anhaltenden 
Dynamik der Fluchtmigration und dem damit verbun-
denen Aufbau einer entsprechenden Verwaltung ge-
prägt. Eine Vielzahl von öffentlichen Institutionen ist 
daran beteiligt, Lösungen für diese Anforderungen zu 
finden (Erdoğan/Ünver 2015).

Die Türkei ist zwar nicht erst mit den Geflüchteten 
aus Syrien zu einem Aufnahmeland von migrieren-
den Menschen geworden. Es waren aber vor allem 
die Fluchtbewegungen aus diesem Nachbarland so-
wie – in geringerem Umfang – aus Afghanistan, Ban-
gladesch, Iran, Pakistan und weiteren Ländern, die 
auch rechtliche und institutionelle Anpassungen an 
den Transformationsprozess der Türkei hin zu einem 
Aufnahmeland notwendig werden ließen (Scuratti 
2016: 57). Am 11. April 2013 wurde deshalb ein neu-
es «Gesetz über die Ausländer und den internationalen 
Schutz» (YUKK 2014) im Gesetzesblatt veröffentlicht, 
das genau ein Jahr später in Kraft trat. Das YUKK regelt 
die Grundsätze und Verfahren der Ein- und Ausreise 
sowie des Aufenthalts von Nicht-Staatsangehörigen in 
der Türkei (Erdoğan/Ünver 2015). Für Schutzsuchende, 
die nicht aus Europa kommen, sieht das Gesetz ent-

5  Proteste dieser Art gab es vor allem in Çeşme und Dikili, zwei Kleinstädten, die 
an der türkischen Ägäisküste vor den griechischen Inseln Chios und Lesbos liegen 
und in denen aus Griechenland zurückgeschobene Flüchtlinge ankamen (Baum-
garten 2016). 

https://ec.europa.eu/germany/news/juncker-eu-staats-und-regierungschefs-fl%C3%BCchtlingsfazilit%C3%A4t-f%C3%BCr-t%C3%BCrkei-auf-gutem-weg_de
https://ec.europa.eu/germany/news/juncker-eu-staats-und-regierungschefs-fl%C3%BCchtlingsfazilit%C3%A4t-f%C3%BCr-t%C3%BCrkei-auf-gutem-weg_de
https://ec.europa.eu/germany/news/juncker-eu-staats-und-regierungschefs-fl%C3%BCchtlingsfazilit%C3%A4t-f%C3%BCr-t%C3%BCrkei-auf-gutem-weg_de
https://ec.europa.eu/germany/news/juncker-eu-staats-und-regierungschefs-fl%C3%BCchtlingsfazilit%C3%A4t-f%C3%BCr-t%C3%BCrkei-auf-gutem-weg_de
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weder einen «bedingten Flüchtlingsstatus» oder einen 
«subsidiären Schutzstatus» vor (YUKK 2014: Art. 63, 
Abs. 1 u. Art. 83, Abs. 2).

Geflüchtete, denen der «bedingte Flüchtlingsstatus» 
zugesprochen wird, erhalten keine dauerhafte Aufent-
haltserlaubnis. Sie können sich also nur vorüberge-
hend in der Türkei niederlassen, bis sie vom UNHCR 
in ein Drittland umgesiedelt (resettled) werden (Deut-
scher Bundestag/Wissenschaftliche Dienste 2016). 
Dieser Status ist einem Schutz gemäß der GFK daher 
nicht gleichwertig, was beispielsweise die Familienzu-
sammenführung betrifft (Marx 2016). Der «subsidiäre 
Schutz» hingegen gilt für jene Schutzsuchenden, die 
weder als Flüchtling im Sinne der GFK noch als «be-
dingter» Flüchtling eingestuft werden. Dieser Schutz-
status wird jenen zugesprochen, die im Falle einer Ab-
schiebung von Todesstrafe, Folter oder allgemeiner 
Gewalt aufgrund bewaffneter Konflikte in ihrem Her-
kunftsland bedroht wären (Deutscher Bundestag/Wis-
senschaftliche Dienste 2016: 11). 

Sowohl der «bedingte Flüchtlingsstatus» als auch 
der «subsidiäre Schutz» sind jeweils mit einer indivi-
duellen Prüfung verbunden. Die Geflüchteten aus Sy-
rien hingegen erhalten als Bevölkerungsgruppe einen 
dritten Status, nämlich jenen des «temporären Schut-
zes». Auf diese Weise ist mit dem YUKK eine Art dua-
les Asylsystem geschaffen worden (Amnesty Interna-
tional 2016: 13 f.). Zum «temporären Schutz» heißt es 
im YUKK: «Ausländern, […] die zum Zweck des drin-
genden und vorläufigen Schutzes in Massen an unse-
re Grenzen angereist sind oder unsere Grenzen über-
schritten haben, kann ein temporärer Schutz gewährt 
werden» (YUKK 2014: Art. 91, Abs. 1). 

Die juristische Kategorie des «temporären Schut-
zes» basiert auf einer Durchführungsverordnung, die 
der türkische Ministerrat am 13. Oktober 2014 erlas-
sen hat. Diese stellt fest, dass von einem «großen Zu-
strom» ausgegangen wird, wenn sehr viele Menschen 
aus derselben geografischen Region in die Türkei 
flüchten und das Verfahren zur Vergabe eines interna-
tionalen Schutzstatus aufgrund der hohen Anzahl von 
Personen nicht individuell angewendet werden kann 
(Geçici Koruma Yönetmeliği 2014; Deutscher Bundes-
tag/Wissenschaftliche Dienste 2016: 12).6 Die betref-
fende Durchführungsverordnung sieht im Wortlaut 
Folgendes vor: 

«Staatsbürger[n] der Syrischen Arabischen Repub-
lik, Staatenlose[n] und Flüchtlinge[n], die im Zuge ei-
nes Zustroms oder individuell die Grenzen der Türkei 
erreicht oder überschritten haben […], [wird] aufgrund 
der erfolgten Ereignisse nach dem 28. April 2011 […] 
temporärer Schutz gewährt. Dies gilt auch, wenn sie 
einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt ha-
ben» (Geçici Koruma Yönetmeliği 2014).

Am 6. April 2016 verabschiedete die türkische Regie-
rung eine weitere Durchführungsverordnung, die be-
sagt, dass Flüchtlinge, die infolge des EU-Türkei-Deals 
etwa aus Griechenland in die Türkei zurückgeschickt 
worden sind, «temporären Schutz» beantragen kön-

nen, und zwar unabhängig davon, ob sie zuvor bereits 
in der Türkei registriert waren oder nicht (Europäische 
Kommission 2016).

Mit Inkrafttreten des YUKK hat sich auch die Archi-
tektur der Verwaltung verändert. So wurde beispiels-
weise ein Unterausschuss für Geflüchtete gebildet und 
das Amt für Migration (GIGM) eingerichtet. Das GIGM 
hat die Aufgabe, migrationspolitische Strategien zu 
entwickeln und umzusetzen. Die Generaldirektion des 
GIGM ist, ähnlich dem deutschen Bundesamt für Mi-
gration und Flüchtlinge (BAMF), dem Innenministeri-
um unterstellt. Die Aufgaben sind im Kapitel fünf des 
YUKK beschrieben. Hierzu zählen, «Strategien im Be-
reich der Migration umzusetzen, […] die Koordination 
zwischen Einrichtungen und Organisationen […], die 
Verfahren und Vorgänge bezüglich der Einreise und 
des Aufenthalts […], Ausreise und Ausweisung aus der 
Türkei […], internationaler Schutz […], behelfsmäßiger 
Schutz und Schutz der Opfer von Menschenhandel» 
(YUKK 2014). Das GIGM setzt sich aus der Generaldi-
rektion sowie aus 81 Provinz- und Auslandsorganisa-
tionen zusammen. Die Zentralorganisation ist in zwölf 
Fachabteilungen unterteilt (YUKK 2014).7

Um die Architektur des GIGM nachvollziehen zu 
können, ist ein Blick auf die allgemeine Verwaltungs-
struktur des Landes hilfreich. In der Türkei gibt es zwar 
mit den Provinzen (il), den Landkreisen (ilçe) und den 
Gemeinden (belediye/mahalle) drei subnationale Ver-
waltungsebenen. Insgesamt ist die Verwaltung in der 
Türkei jedoch stark zentralistisch organisiert – mit der 
Nationalregierung in Ankara und seinen Ministerien 
an der Spitze. Die Generaldirektionen und die Direkti-
onen der insgesamt 81 Provinzen unterstehen direkt 
den Ministerien. Die Gouverneure (vali) der Provinzen 
werden vom Innenminister ernannt und vom Staats-
präsidenten bestätigt. Den Landkreisen stehen soge-
nannte Oberste Beamte (kaymakam) vor. Daneben gibt 
es auf der Ebene der Städte und Gemeinden kommu-
nale Verwaltungen, die BürgermeisterInnen (belediye 
başkanı) und OrtsvorsteherInnen (muhtar) werden von 
der örtlichen Bevölkerung direkt für fünf Jahre gewählt 
(Henrich 2014). Die Organisationen des GIGM auf der 
Ebene der Provinzen unterstehen dem jeweiligen Gou-
verneur. Somit ist das Amt für Migration mit seiner 
Zentrale und den Provinzstellen im ganzen Land ver-
treten. 

Neben dem Amt für Migration gibt es mit der Be-
hörde für Katastrophen- und Notfallmanagement der 
Türkei (AFAD) eine zweite migrationspolitische staatli-
che Stelle auf nationaler Ebene. Sie ist allerdings beim 
Premierminister angesiedelt. Sowohl GIGM wie auch 

6  Dieses Verständnis deckt sich mit der Richtlinie 2001/55/EG und damit im We-
sentlichen mit europäischem Recht (Rat der Europäischen Union 2001). Praktisch 
bedeutet dies, dass die Regierung entscheidet, wann ein «temporärer Schutzsta-
tus» beginnt und wann er endet. Damit handelt es sich beim «temporären Schutz» 
um eine politische Entscheidung (Deutscher Bundestag/Wissenschaftliche Dienste 
2016: 12).  7  Hierzu zählen die Ausländerbehörde, internationaler Schutz, Schutz 
der Opfer von Menschenhandel, Migrationspolitik und -projekte, Integration und 
Kommunikation, Informationstechnologie, Auslandsbeziehungen, Strategieent-
wicklung, Recht, Personal, Unterstützungsdienste und Bildung. 
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AFAD sind mit Koordinierungsaufgaben im Bereich der 
Fluchtmigration betraut. Während das GIGM von der 
Aufnahme bis zu Integration oder Abschiebung alle 
migrationspolitischen Felder koordiniert, liegt bei der 
AFAD vor allem die Leitung der staatlichen Flüchtlings-
camps (Erdoğan 2015: 16 f.).

Auch die Ministerien für Gesundheit, für Bildung, für 
Familie und Sozialpolitik, für Arbeit und soziale Sicher-
heit sind in das Flüchtlingsmanagement einbezogen. 
Das Gleiche gilt für das Außen- und Entwicklungsmi-
nisterium (Erdoğan/Ünver 2015). Eine sehr vereinfach-
te Darstellung der Architektur staatlicher migrations-
politischer Institutionen bietet die Abbildung 2.

Abbildung 2: Architektur der migrationspoliti-
schen staatlichen Institutionen (DGMM = GIGM)

Prime Ministry
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Quelle: Turkish Confederation of Employer Associations 2015

2.3 NICHT STAATLICHE AKTEURE IN 
DER TÜRKISCHEN FLÜCHTLINGSARBEIT
Neben der staatlichen Verwaltung kommt den UN-Or-
ganisationen in der Flüchtlingsarbeit eine bedeuten-
de Funktion zu (Erdoğan/Ünver 2015: 26).8 So hat das 
UN-Flüchtlingshilfswerk (UNHCR) beispielsweise die 
Aufgabe übernommen, die staatlichen Behörden mit 
Know-how, Geld und Technologie zu unterstützen. In 
vielen anderen Ländern übernimmt das UNHCR auch 
die Registrierung der Geflüchteten, in der Türkei liegt 
dies in der Verantwortung des GIGM.

Eine wesentliche Rolle bei der Versorgung und Inklu-
sion der Geflüchteten spielen internationale und nati-
onale Nichtregierungsorganisationen (NGOs). Es gibt 
zahlreiche NGOs und einige Forschungseinrichtungen, 
die sich aktiv mit der Situation von Geflüchteten aus 
Syrien beschäftigen. Viele arbeiten landesweit, insbe-
sondere aber in den Provinzen Kilis Hatay, Şanlıurfa 
und Gaziantep nahe der syrischen Grenze (vgl. Illustra
tion 1). Aufgaben, die im Regelwerk der öffentlichen 
Verwaltung wenig oder gar nicht vorgesehen sind, 
übernehmen häufig die NGOs. Dies geschieht unter 
teils schwierigen Bedingungen. Auch ist der Zugang zu 
staatlichen Stellen für die NGOs nicht immer einfach. 

Ein weiterer wichtiger Akteur des Flüchtlingsre-
gimes in der Türkei sind die Migrantenselbstorgani-

sationen (MSOs) der Geflüchteten aus Syrien. Schät-
zungen zufolge gibt es inzwischen 300 bis 400 dieser 
MSOs in der gesamten Türkei. In Istanbul hat der Dach-
verband der syrischen NGOs sein Büro. Bereits im Jahr 
2014, drei Jahre nach Beginn des Krieges in Syrien, 
verzeichnete er 30 Mitgliedsorganisationen in der Me-
tropole (Ertekin 2014). Das schnelle Anwachsen von 
MSOs deutet auf das Interesse an Mitgestaltung und 
auf den Wunsch nach Teilhabe der syrischen Geflüch-
teten hin. Das Geflecht der verschiedenen NGOs und 
MSOs der Fluchtmigration in der Türkei visualisiert eine 
Karte von Melih Cılga (vgl. Illustration 2).9

Die meisten NGOs arbeiten im karitativen Bereich 
und in der Nothilfe. Dies hat strukturelle und histori-
sche Gründe. So existieren in der Türkei viele soziale 
Leistungen nicht, die in Deutschland in Anspruch ge-
nommen werden können. Hierzu zählen etwa die So-
zialhilfe oder Leistungen nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz. GesprächspartnerIn O1 betont in diesem 
Zusammenhang, dass die Türkei traditionell kein rei-
ches Land gewesen sei. Dies habe zur Folge, so O1 
weiter, dass das «Teilen» sowie familiäre und nachbar-
schaftliche Beziehungen in den Stadtteilen bis heute 
eine sehr große Rolle spielen. Man solidarisiere sich, 
führt O1 aus, mit NachbarInnen, die ihre Arbeit verlo-
ren hätten oder sich Medikamente nicht leisten könn-
ten. Auch wenn sich dieses informelle soziale Netz 
mit der Zeit stark verändert habe, bestehe es für viele 
Menschen immer noch aus Familie, FreundInnen und 
Nachbarschaft (O1). 

Solch ein gewachsenes soziales Netz bringen die 
Geflüchteten aus Syrien nicht mit in die Türkei. Hier 
helfen NGOs und Privatpersonen aus. Sie tragen den 
nachbarschaftlichen Solidaritätsgedanken oder den 
Gedanken der Barmherzigkeit zu den Geflüchteten aus 
Syrien. In vielen Interviews, die ich in Fatih geführt ha-
be, fiel das Wort Ensar, ein religiös geprägter Begriff 
aus dem Arabischen, der so viel wie «die Helfenden» 
bedeutet. Der Ensar-Gedanke findet sich in Fatih in der 
gewachsenen Struktur der NGOs wieder. Gesprächs-
partnerIn OF1 erlebt in ihrer Arbeit mit Waisenkindern 
aus Syrien regelmäßig diese Form der Barmherzigkeit 
in Form von Spenden und Einladungen nach Hause. 
Auch O1 hebt die Bedeutung von Ensar hervor: 

«Den Begriff Ensar nutzen wir in der Türkei häufig. 
Es ist ein emotionaler Begriff. Wir sehen alles von einer 
eher emotionalen Seite, weniger im System. Wir sagen 
uns: Wir sind die Guten, weil wir die Menschen will-
kommen geheißen haben, sehr viele aufgenommen 
haben. Während der Westen sich abschottet und die 
Grenzen geschlossen hat, haben wir die Arme geöff-
net» (O1).

8  Zu diesen internationalen Organisationen gehören neben dem UNHCR auch das 
United Nations Development Programme (UNDP), der United Nations Children’s 
Fund (UNICEF), der United Nations Population Fund (UNFPA), die World Health Or-
ganization (WHO), das Office for the Coordination of Humanitarian Affairs (OCHA), 
das World Food Programme (WFP), die International Organization for Migration 
(IOM), die Weltbank und die International Labour Organization (ILO).  9  Vgl. die 
interaktive Karte der NGOs in der Türkei von Melih Cılga unter: https://graphcom-
mons.com/graphs/0711e621-a8c5-4651-a1d6-33106c7bb3f1?auto=true. 

https://graphcommons.com/graphs/0711e621-a8c5-4651-a1d6-33106c7bb3f1?auto=true
https://graphcommons.com/graphs/0711e621-a8c5-4651-a1d6-33106c7bb3f1?auto=true
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Neben den karitativen NGOs gibt es auch zahlreiche 
Menschenrechtsorganisationen. O2 betont, dass in 
der Türkei eine fast schon historisch gewachsene gu-
te Zusammenarbeit unter den menschenrechtsorien-
tierten NGOs existiere. Sie prangerten Missstände an, 
auf die sie in den Kommunen stießen: «Man weiß, wel-
che NGO was macht. Generell ist die Zusammenarbeit 
der NGOs in der Türkei schwach ausgeprägt. Die Men-
schenrechtsorganisationen sind da anders, sie infor-
mieren sich gegenseitig, arbeiten zusammen und bil-
den Allianzen. Sie sind sehr gut organisiert» (O2).

Die im Bereich der Fluchtmigration tätigen NGOs 
gliedern sich nicht nur in karitative und menschen-
rechtsorientierte Organisationen, sondern auch in 
säkulare und religiöse NGOs. Oft wird den säkularen 
Organisationen eine Menschenrechtsorientierung 
und den religiösen NGOs der karitative Bereich zuge-
schrieben. Im Gegensatz dazu befinden sich unter den 
in diese Studie einbezogenen NGOs sowohl religiös-
menschenrechtsorientierte als auch säkular-karita-
tive Organisationen. Meine GesprächspartnerInnen 
betonten ausnahmslos, dass die verschiedenen Ty-
pen von NGOs trotz unterschiedlicher Weltanschau-
ung oder Religion in der praktischen Arbeit vereinzelt 
kooperieren. Eine gemeinsame feste Struktur für die 
Zusammenarbeit existiere jedoch nicht, erklärt O2: 
«Auch wenn es keine gemeinsame Erklärung nach au-
ßen gibt, die Menschen arbeiten bei bestimmten Her-
ausforderungen oder Ideen zusammen, tauschen sich 
aus. Wenn auch nicht die einzelnen Organisationen, 
so finden aber die Menschen bei Bedarf zusammen» 
(O2).

Alle GesprächspartnerInnen betonten zudem, dass 
die spärliche und unklare Datenlage in Bezug auf die 
Geflüchteten eine Barriere für ihre Arbeit darstelle. 
Auch auf der Internetseite des GIGM finden sich nur 
sehr wenige Zahlen. Das Fehlen verlässlicher sozialsta-
tistischer Daten erschwert die passgenaue und zielge-
richtete Arbeit mit Geflüchteten für alle Akteure, seien 
sie staatlich oder nicht staatlich. Die NGOs und For-
schungseinrichtungen nutzen ihre eigenen Fallstudien 
und Expertisen zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit 
und legen sie auch PolitikerInnen und Verwaltungsan-
gestellten vor. Meinen GesprächspartnerInnen zufolge 
geschieht dies selten kooperativ. Meistens stehe hier 
jede NGO oder MSO für sich, betonen O2 und OF3. 

Die Organisation von O3 beispielsweise berät Ge-
flüchtete rechtlich. Sie bietet zudem Weiterbildun-
gen für Verwaltungsangestellte an. Die NGO arbeitet 
nicht nur in Istanbul, sondern im gesamten Land. Es 
sei ein großer Vorteil, meint O3, lokal, also direkt mit 
den Betroffenen zu agieren. Beispielsweise habe die 
Organisation, so O3, in ihrem Bericht zur Situation von 
Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Trans* und Intersexu-
ellen diskriminierende Praktiken der Polizei in einzelnen 
Kommunen dokumentiert und kritisiert. In einer der 
Kommunen, in der es sehr viele Beschwerden gab, ha-
be sich die Situation durch das Einwirken und den Be-
richt der NGO verbessert. 

2.4 DIE ROLLE DES BEZIRKS AM BEISPIEL 
DES STADTTEILS FATIH IN ISTANBUL
In der Arbeit mit Geflüchteten sind die kommunalen 
staatlichen und nicht staatlichen Organisationen wich-
tige Akteure. Deren MitarbeiterInnen spüren den Be-
völkerungszuwachs vielerorts sehr deutlich. 2015 
gaben einige Einrichtungen bekannt, dass aufgrund 
der vielen neuen BewohnerInnen die kommunale In-
frastruktur, das heißt die Versorgung mit Wasser und 
Strom sowie die Abfallwirtschaft und die sozialen 
Dienste, wie etwa das Bildungs- und Gesundheitswe-
sen, stark belastet seien (Amnesty International 2016). 
Dies liegt unter anderem an der Verteilung der Finanz-
mittel an die Stadtbezirke, die entsprechend der Ein-
wohnerzahl erfolgt. Die Geflüchteten aus Syrien wer-
den aber nicht automatisch zu den EinwohnerInnen 
gezählt und werden daher bei der Budgetierung nicht 
berücksichtigt. Das Beispiel zeigt, dass sich die lokale 
Realität der Fluchtmigration, ähnlich wie in Deutsch-
land, nicht immer auf allen Entscheidungsebenen wi-
derspiegelt. Die GesprächspartnerInnen O1 und O2 
beschreiben diese Diskrepanz folgendermaßen: 

«Alle Entscheidungen werden in Ankara getroffen. 
Was vor Ort geschieht, wird nicht wahrgenommen. 
[…] Wichtig ist die Integration vor Ort. Wenn sie nicht 
in die Integration vor Ort investieren, werden sie kei-
nen Erfolg haben. Die Landkreise und Stadtbezirke in 
der Türkei nehmen diese Aufgabe wahr, aber weder sie 
noch die NGOs haben ausreichende Kapazitäten da-
für» (O1).

«Die lokalen Kräfte haben sehr wenig Einfluss und 
begrenzte Möglichkeiten. Wenn die Menschen vor der 
Tür stehen, sind sie gezwungen zu agieren. Aber nicht 
alle lokalen Verwaltungen zeigen das gleiche Engage-
ment, unabhängig von Parteizugehörigkeiten. Es ist 
vielmehr davon abhängig, ob die dortige lokale Regie-
rung Geflüchteten gegenüber offen ist» (O2).

Mit der Verwaltungsreform 2014 wurden alle 
39 Landkreise in Istanbul direkt dem Oberbürgermeis-
ter der Metropole unterstellt (Kanun 2012). Damit sind 
diese Landkreise gleichzeitig Stadtbezirke. In allen Is-
tanbuler Stadtbezirken sind Geflüchtete aus Syrien re-
gistriert. In den Bezirken Küçükçekmece, Bağcılar und 
Fatih (Küçükpazar und Balat) waren jedoch die meisten 
Registrierten zu verzeichnen.

Der Stadtbezirk Fatih liegt auf der europäischen 
Halbinsel im Zentrum Istanbuls. Er gliedert sich in 
57 Stadtviertel (mahalle). Hier leben 26.516 Men-
schen aus Syrien bei einer Gesamtanwohnerzahl von 
425.785 Personen (Istanbul Büyük Sehir Belediyesi 
2016). In Fatih haben zahlreiche nationale NGOs und 
MSOs, die auch in anderen Provinzen tätig sind, ihren 
Sitz oder sind im Rahmen eines Projekts aktiv. 

Angesichts der vielen neuen BewohnerInnen aus Sy-
rien beschreibt O1 die Situation in vielen Stadtbezirken 
als brisant: «Die Stadtbezirke agieren derzeit von einem 
Tag auf den anderen, damit Menschen nicht hungern 
oder frieren» (O1). Die NGOs, berichtet O1, teilen war-
mes Essen und Kleidung aus sowie Kohlen zum Hei-
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zen im Winter. Die Bezirksverwaltung hingegen kon-
zentriere ihre Arbeit auf bilaterale Vereinbarungen mit 
den NGOs, etwa für Kultur- und Sportveranstaltungen. 
Aber auch sie leiste Unterstützung, wenn möglich, im 
karitativen Bereich. Am deutlichsten ist in Fatih daher 
eine – wenn auch nicht ausreichende – lösungsorien-
tierte Zusammenarbeit im karitativen Bereich zu erken-
nen. OF2 berichtet, dass ihre/seine Organisation regel-
mäßig Hilfsgüter wie Nahrungsmittel und Kleidung an 
bedürftige Familien aus Syrien ausgebe: «Sagen wir 
einmal, es sollen Rationen an 1.000 syrische Familie 
verteilt werden. Wir versammeln alle relevanten NGOs. 
Der Verein A oder B, auch syrische Vereine, kontrollie-
ren und vergleichen unsere Listen, erstellen dann eine 
gemeinsame Liste und nach dieser Liste verteilen dann 
alle NGOs eigenständig in ihren Bereichen [Ortsteilen 
in Fatih] die Rationen. Das ist unser offizielles Verfah-
ren. So arbeiten wir zusammen» (OF2). 

Auch die kommunale Verwaltung in Fatih verteilt 
Kleidung und Essen an Geflüchtete. OF1 bemängelt al-
lerdings, dass diese Form von Unterstützung seitens 
der Verwaltung nicht regelmäßig erfolge. Es lässt sich 
also sagen, dass sich die bezirkliche Verwaltung grund-
sätzlich auf die gewachsene Ensar-Struktur oder die 
Solidaritätsstrukturen aus NGOs und Privatpersonen 
verlässt. 

Während auf der Ebene der Provinz zu Netzwerktref-
fen zwischen Verwaltung und NGOs eingeladen wird, 
finden im Stadtbezirk Fatih selbst keine offiziellen Netz-
werktreffen zwischen den NGOs und der bezirklichen 
Verwaltung statt. Die Bezirksverwaltung sieht sich hier 
nicht in der Hauptverantwortung, sondern überlässt 
dies der übergeordneten Provinz und dem dortigen 
GIGM. In der zentral organisierten Verwaltungsstruk-
tur des Amtes werden die Stadtbezirke nicht mitge-
dacht. Der Verweis auf die Provinz ist daher nicht über-
raschend. Genauere Nachfragen meinerseits ergaben 
jedoch, dass die bezirkliche Verwaltung von Fatih in 
Projekte für Geflüchtete involviert ist: Sie organisiert ih-
re Projekte mit den NGOs vor Ort. Die damit verbunde-
nen formalen und informellen Planungsprozesse erfol-
gen bilateral. Eine sozialplanerische Abstimmung und 
Koordination mit anderen Akteuren außerhalb der Be-
zirksverwaltung ist während meiner Forschung nicht 
ersichtlich geworden. Absprachen erfolgen intern mit 
den betreffenden Abteilungen und sind damit für Au-
ßenstehende nicht transparent. 

Eine koordinierte Form des Austausches wiederum 
organisiert die Provinzverwaltung mit dem zuständi-
gen GIGM, das zu bestimmten Schwerpunktthemen 
die NGOs einlädt. Doch dieser Zusammenarbeit sind 
enge Grenzen gesetzt, wie das folgende Beispiel deut-
lich macht: «Wir hatten sogar ein Projekt, für das wir 
200 neue Beamte des Amts für Migration [GIGM] schu-
len wollten. 200 Personen. Dieses Projekt ist leider aus 
vermeintlichen organisatorischen Gründen auf unserer 
eigenen Leitungsebene nicht realisiert worden» (O2).

Die Stadtbezirke verfügen nur über sehr begrenzte 
Ressourcen, wenn es um die Arbeit mit Geflüchteten 

geht. Vor allem der finanzielle Spielraum ist sehr klein. 
GesprächspartnerIn O1 sieht deshalb einen Bedarf an 
der Bündelung der Ressourcen der einzelnen Stadtbe-
zirke: «Die Stadtbezirke arbeiten alle. Aber jeder Bezirk 
für sich und jeder mit einer eigenen Umsetzung» (O1). 

Die MMU, eine der größten regionalen Vereinigun-
gen der lokalen Behörden mit Sitz in Istanbul, versucht 
seit geraumer Zeit, diese Strukturen, also eine Bünde-
lung von Ressourcen der einzelnen Stadtbezirke, auf-
zubauen. So gab es bereits erste Treffen zwischen den 
in der MMU vertretenen Stadtbezirken, um gemeinsa-
me Vorgehensweisen zu entwickeln. Eine horizontale 
Herangehensweise unter dem Dach der MMU könn-
te den Weg zu einer bezirksübergreifenden Inklusions-
strategie bereiten. Die bisher vorhandenen offiziellen 
und inoffiziellen Strukturen sollten dabei mitgedacht 
und weiter ausgebaut werden. Hierzu zählen beispiels-
weise bestehende bilaterale Kooperationen zwischen 
Stadtbezirk und NGOs bzw. MSOs, aber auch die exis-
tierende Ensar- und Solidaritätsstrukturen. Um ein sol-
ches Vorgehen zu realisieren, bedarf es zunächst ei-
ner Bestandsaufnahme der bisherigen partizipativen 
Strukturen in den einzelnen Bezirken.10

2.5 RESÜMEE
Die drei Governance-Ebenen (lokal, national und inter-
national) stehen in einer interdependenten Beziehung 
zueinander. Der Handlungsrahmen und das Ergebnis 
(outcome) auf der lokalen Ebene werden von den na-
tionalen und internationalen Ebenen mitgeformt. Da-
bei kommt der nationalen Ebene in der Türkei aufgrund 
der zentralistischen Organisation und Struktur des po-
litischen Systems eine Art Scharnierfunktion zu. Von 
dieser Ebene ausgehend müsste daher ein kohären-
ter Ansatz in der Flüchtlingspolitik erarbeitet werden. 
Die herausgehobene Stellung der Zentralregierung 
erschwert jedoch gleichzeitig die Steuerung und Ar-
beit auf der kommunalen Ebene. Insbesondere bei der 
Kooperation mit nationalen und internationalen NGOs 
entstehen enorme Reibungsverluste, die für die anste-
hende Aufgabe, in der Türkei mehreren Millionen Zu-
fluchtssuchenden aus Syrien Schutz zu bieten, nicht 
förderlich sind.

Zu den innenpolitischen Reibungsverlusten kom-
men die Auswirkungen der Vereinbarungen auf inter-
nationaler Ebene hinzu, die direkt auf die kommuna-
le Arbeit durchschlagen. Wie in einem Brennglas wird 
dies am Beispiel der Flüchtlingsunterkünfte deutlich, 
die bereits in Kapitel 2.1 angesprochen worden sind: 
Mit dem EU-Türkei-Deal wurde auf internationaler Ebe-
ne beschlossen, einen Teil der geplanten Unterkünfte 
für Geflüchtete durch sogenannte Rückführungszen
tren – die de facto Haftanstalten sind – zu ersetzen. In 
der Folge wurde auf der nationalen Ebene vereinba-
rungsgemäß auf den Bau der geplanten Unterkünf-
te verzichtet. Dies bedeutet dann in letzter Instanz für 

10  Diese erfolgt derzeit unter dem Dach der MMU durch das Forschungszentrum 
für Migration und Politik der Hacettepe-Universität in Ankara (HUGO). 
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die lokale Ebene, dass die Anzahl der Unterkünfte für 
Geflüchtete in den Provinzen und Bezirken nicht aus-
reicht. Die Akteure auf der internationalen Ebene, hier 
die EU, die für solcherart Vereinbarungen verantwort-
lich sind, übersehen, dass ein Teil der Menschen, die 
dort leben, wo die Wohnverhältnisse etwa aufgrund 
des Mangels an Unterkünften sehr schlecht sind, mit 
Sicherheit versuchen wird, doch weiter Richtung EU 
zu ziehen.

Die kommunale Arbeit wird nicht nur durch die 
Wechselwirkungen der drei Governance-Ebenen un-
tereinander, sondern auch durch die jeweils zur Ver-
fügung stehenden Ressourcen geprägt. Das Fehlen 
wichtiger Ressourcen, wie etwa Wissen, Personal- und 
Finanzmittel, schränkt den Erfolg der Arbeit mit Ge-
flüchteten weiter ein. Abgesehen von den fehlenden 
kommunalen Finanzmitteln ist es vor allem der Man-
gel an verlässlichen Daten und Steuerungswissen, der 
die Tätigkeit sowohl der staatlichen als auch der nicht 
staatlichen Akteure erschwert.

Der Mensch lebt im Lokalen. Er braucht Face-to-
Face-Beziehungen und muss lebendige Erfahrungen 
machen. Die Operationalisierung von Inklusionspro-
zessen findet daher letztlich immer auf der kommuna-
len Ebene statt. Hier leben die neuen BewohnerInnen, 

hier werden sie krank, hier arbeiten sie, gründen ein Un-
ternehmen, gehen zur Schule oder bauen soziale Netz-
werke auf, erfahren Ausgrenzung oder eine Kultur der 
Aufnahme und Teilhabe. Deshalb kommt dieser Ebene 
sowie den nicht staatlichen Akteuren und HelferInnen, 
die hier tätig sind, eine große Bedeutung zu. Die vor-
angegangene Analyse der rechtlichen und institutionel-
len Rahmenbedingungen sowie der Akteurslandschaft 
zeigt dringenden Handlungsbedarf. Nach dem Putsch-
versuch im Sommer 2016 wurden zahlreiche Journa-
listInnen, WissenschaftlerInnen und Menschenrecht-
lerInnen verhaftet. Diese Einschnitte und dieser Druck 
belasten und behindern die Arbeit zusätzlich. 

Dennoch sind internationale Stiftungen und Organi-
sationen gut beraten, die lokalen Ressourcen und Ka-
pazitäten der Zivilgesellschaft für die schwierige Her-
ausforderung der Inklusion von Geflüchteten stärker 
zu unterstützen und zu nutzen. Aber wie stellt sich die 
augenblickliche Situation der in der Türkei lebenden 
Geflüchteten auf der kommunalen Ebene genau dar? 
Welche Fortschritte konnten unter den gegebenen po-
litischen Rahmenbedingungen bislang beim Prozess 
der Inklusion erzielt werden? Und: Welches sind die 
größten Probleme? Diesen Fragen gehe ich im folgen-
den Kapitel nach. 
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3 FATIH: MIGRATION, SOZIALE MENSCHENRECHTE 
UND INKLUSION

In Fatih hat, wie in anderen Istanbuler Stadtbezirken 
auch, das Zusammenleben der neuen NachbarInnen 
mit den eingesessenen BewohnerInnen bereits Ge-
stalt angenommen. Es zeichnet sich eine Situation ab, 
die sich im Spannungsverhältnis zwischen den beiden 
Polen Solidarität – aufgrund der rechtlich und ökono-
misch prekären Situation der Geflüchteten – auf der ei-
nen Seite und Ausbeutung – etwa als billige Arbeits-
kräfte – auf der anderen Seite bewegt.

Der Stadtbezirk Fatih ist insbesondere aufgrund sei-
ner historischen Altstadt berühmt und als konservativ 
geprägter Arbeiterbezirk bekannt. Hier haben sich in 
den vergangenen Jahren sehr viele syrische Geflüch-
tete niedergelassen. Mittlerweile zählt der Stadtbezirk 
etwa 6,2 Prozent aus Syrien migrierte FatiherInnen.11 
Die reale Zahl liegt allerdings höher, weil nicht alle Ge-
flüchteten registriert worden sind. Nur in Bağcılar und 
Küçükçekmece leben noch mehr Menschen aus Sy-
rien. Die deutsche Wochenzeitung Die Zeit schreibt 
über Fatih: «Schilder sind in syrischem Arabisch ver-
fasst. Ein syrisches Geschäft reiht sich an das nächste: 
Süßwarenhändler, Obstverkäufer, Friseursalons oder 
Buchhandlungen» (Zeit Online, 24.7.2016). Das andere 
Gesicht Fatihs zeigt sich jedoch in den Seitenstraßen, 
wo sich mehrere Dutzend Menschen kleine Wohnun-
gen oder Zimmer teilen und kaum Geld zum Überleben 
haben (Wolski 2015).

In den Straßen Fatihs spiegeln sich vielfältige Ge-
schichten wider. Drei meiner eher zufällig geführten 
Gespräche mit Geflüchteten stehen exemplarisch für 
die vielen Schicksale der Menschen, die in diesem 
Stadtbezirk wohnen: Da ist ein 11-jähriger Junge, der 
im Krieg in Syrien seine Mutter verloren hat. In Fatih 
lebt er mit seinem Vater und seinen zwei Geschwistern 
zusammen. Dann ist da ein junger Mann, der seit sechs 
Monaten in Fatih lebt, über YouTube Türkisch lernt und 
anderen Neuankömmlingen hilft, sich zurechtzufin-
den. Und da ist eine junge Frau, die seit zwei Jahren in 
Fatih wohnt. In den ersten drei Monaten arbeitete sie in 
einer Textilfabrik. Heute ist sie für eine syrische NGO tä-
tig und wünscht sich, das abgebrochene Studium fort-
setzen zu können. Charakteristisch für diese drei Ge-
schichten sind auch die folgenden drei Sätzen, die ich 
während meiner Besuche in Fatih und bei den NGOs 
immer wieder von Geflüchteten gehört habe: «Ich geh 
zurück, wenn …», «Ich bleibe, wenn …» und «Ich will 
weiterziehen, damit …». Alle verbindet das «Warten» 
auf etwas: auf «das Ende des Krieges», «das Studium 
oder der Arbeitsplatz» oder auf «das Zusammenkom-
men mit der Familie im Ausland». Deutlich werden hier 
der Wunsch und die Hoffnung auf eine Perspektive 
und eine Zukunft. 

Eine Studie des Arbeitgeberverbands der Türkei geht 
davon aus, dass die meisten geflüchteten Menschen 
in der Türkei bleiben werden. Entgegen der ursprüng-

lichen Annahme, die Geflüchteten aus Syrien würden 
sich nur vorübergehend in der Türkei aufhalten, wächst 
nun das Bewusstsein, dass mit einem längeren Auf-
enthalt und in vielen Fällen auch mit einer Bleibeper-
spektive zu rechnen ist, heißt es in der Studie. Damit 
wird sich die Türkei langfristig mit einem umfassenden 
und nachhaltigen Aufbau von Strategien zur Teilhabe 
von Geflüchteten und mit der Steuerung ihres Inklusi-
onsprozesses beschäftigen müssen (Erdoğan/Ünver 
2015).

Der Prozess der Inklusion im Kontext der Migrati-
on macht deshalb einen Perspektivenwechsel nötig. 
Dies bedeutet, sich von einer Defizitorientierung hin 
zu einer Ressourcenorientierung zu bewegen. Im Mit-
telpunkt sollte dabei die Veränderung von Strukturen 
stehen, nicht die des Individuums (Handschuck/Schrö-
er 2012). Es geht also um den Zugang zu politischer 
Teilhabe und (sozialen) Menschenrechten. Die sozialen 
Menschenrechte sind juristische Instrumente zur Ab-
sicherung eines menschenwürdigen Lebens. Sie sind 
seit 1966 im sogenannten UN-Sozialpakt konkretisiert 
und damit völkerrechtlich verbindlich geregelt (siehe 
Einleitung; vgl. United Nations Human Rights 1966). 
Die Türkei ratifizierte den UN-Sozialpakt am 23. Sep-
tember 2003.12 

Im Folgenden sollen deshalb die Umsetzung bzw. 
Nicht-Umsetzung der wichtigsten sozialen Menschen-
rechte für Geflüchtete in Fatih beleuchtet bzw. die ers-
ten Inklusionsschritte in den zentralen Felder sozia-
ler Rechte wie Aufenthalt, Gesundheitsversorgung, 
Wohnraum, Bildung und Arbeit analysiert werden 
(outcome-Ebene).

3.1 DER AUFENTHALTSSTATUS: 
DAS RECHT ZU BLEIBEN
Wie in Kapitel 2.1 dargelegt, erhalten in der Türkei 
nur Geflüchtete aus europäischen Ländern den Sta-
tus des Flüchtlings gemäß der GFK. Der Aufenthalts-
titel «temporärer Schutz» basiert demgegenüber auf 
dem 2014 verabschiedeten «Gesetz über die Auslän-
der und den internationalen Schutz» (YUKK). Die gro-
ße Mehrheit der aus Syrien stammenden Menschen 
in der Türkei genießt auf dieser gesetzlichen Grundla-
ge «temporären Schutz». Nur 80.000 SyrerInnen, die 
juristisch als «legal» Eingereiste gelten, leben in der 
Türkei als «AusländerInnen» mit dem Recht auf eine 
Aufenthaltsgenehmigung. Sie fallen damit nicht in die 
Kategorie des «temporären Schutzes» (vgl. Erdoğan/
Ünver 2015).

11  Eigene Berechnung, die auf Zahlen der MMU und den Angaben des Einwoh-
nermeldeamts von Istanbul beruht.  12  Konkret beinhaltet der UN-Sozialpakt das 
Recht auf Arbeit (Art. 6–8), auf soziale Sicherheit (Art. 9), auf einen angemessenen 
Lebensstandard (Art. 11), auf ein Höchstmaß an geistiger und körperlicher Gesund-
heit (Art. 12), auf Bildung (Art. 13, 14) sowie auf Freiheit des Kulturlebens (Art. 15) 
(United Nations Human Rights 1966). 

http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/ICESCR/icescr_de.pdf
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Mit einem von türkischen Behörden ausgestellten 
Ausweisdokument, dem «Ausländer-Identifikations-
dokument», werden der «temporäre Schutzstatus» 
und damit das Recht, sich in der Türkei aufzuhalten, be-
scheinigt. Unter welchen Voraussetzungen der Schutz 
endet, geht aus der diesbezüglichen Durchführungs-
verordnung (Geçici Koruma Yönetmeliği 2014) nicht 
hervor. Auch schließt die Durchführungsverordnung 
eine permanente Aufenthaltserlaubnis und die Aner-
kennung als Flüchtling nach internationalem Recht 
aus. Damit wird am temporären Aufenthaltsstatus 
festgehalten, ohne dass die Möglichkeit besteht, als 
Flüchtling nach der GFK anerkannt zu werden (ebd.). 
Das unterscheidet das türkische vom europäischen 
Recht, gleichwohl gibt es auch in der EU Länder, in de-
nen vergleichbare, fragwürdige juristische Konstrukti-
onen Gültigkeit haben, beispielsweise die «Duldung» 
in Deutschland (Deutscher Bundestag/Wissenschaft-
liche Dienste 2016: 13; Rat der Europäischen Union 
2001).13 

Theoretisch sollen Schutzsuchende bei der Einrei-
se in die Türkei registriert werden. In Wirklichkeit aber 
durchqueren die meisten Geflüchteten aus Syrien die 
Türkei, bis sie ihren Zielort erreicht haben, ohne Re-
gistrierung (Tumer/Essiz 2015: 114). Die Anlaufstellen 
für die Registrierung in der Türkei sind vielerorts völlig 
überlastet. Die Betroffenen müssen oft mehrere Wo-
chen auf einen Termin zur Registrierung warten. Die 
Verzögerung bei der Registrierung und der fehlende 
legale Aufenthaltstitel führen zu Problemen beim Zu-
gang zum Gesundheitswesen und zu anderen öffentli-
chen Dienstleistungen, wie etwa Bildung (Tumer/Essiz 
2015: 66 f.).

Die Mehrheit der von mir interviewten Personen be-
stätigte die lange Wartezeit. Während des Gesprächs 
mit OF1 kommt es zu einer Unterbrechung durch zwei 
Ehrenamtliche der Organisation. Die beiden, ich nenne 
sie E1 und E2, berichten von ihren persönlichen Erfah-
rungen (V = Verfasserin):
«OF1: Den Aufenthalt zu bekommen ist sehr schwer.
E1: 12 Monate! 
V: Sie haben 12 Monate gewartet? 
E1: Ich habe gewartet. Alles gemacht, aber er ist immer 
noch nicht da.
OF1: Der Aufenthalt beträgt sechs Monate. Nach sechs 
Monaten musst du dich wieder damit rumschlagen. 
E1: Jede Woche fragen wir nach, warum er noch nicht 
gekommen ist.
V: Für wie viele Monate ist Ihre Aufenthaltsberechti-
gung jetzt gültig?
(OF1 übersetzt) 
E2: Ein Jahr, aber sechs Monate bist du damit beschäf-
tigt.»

OF3 erklärt das Procedere und die eigene Arbeit 
so: «Juristische Beratung zum Beantragungsverfah-
ren oder bei rechtlichen Hürden erfahren die aus Sy-
rien Geflohenen durch NGOs. Die Beratungen der 
NGOs sind kostenlos, die Anzahl der Beratungsfälle 
übersteigt aber meist die Kapazitäten der Organisati-

onen. Die größten Schwierigekeiten bereiten der Auf-
enthaltsstatus von SyrerInnen, Visaprobleme und Pro
bleme beim Ein- und Ausreisen. Die Probleme von 
Antragstellenden lösen wir für sie oder zeigen ihnen 
den Weg – oder aber wir lassen uns eine Vollmacht 
ausstellen und erledigen das in ihrem Namen» (OF3).

Mit dem «temporären Schutz» wird Geflüchteten aus 
Syrien ein Status zuerkannt, ohne dass die Notwendig-
keit besteht, einen individuellen Asylantrag zu stellen. 
Aufgrund der langwierigen Antragstellung bei den Be-
hörden und den institutionellen Hürden gestaltet sich 
dieser Registrierungsprozess jedoch sehr zäh. Viele 
Geflüchtete halten sich deshalb ohne einen «Auslän-
der-Identitätsnachweis» in der Türkei auf, sodass ihnen 
der Zugang zu allen öffentlichen Dienstleistungen des 
Landes verwehrt bleibt.

3.2 DAS RECHT AUF BEZAHLBAREN 
WOHNRAUM
Seit Beginn der Krise in Syrien im Jahr 2011 wurden – 
koordiniert von der türkischen Katastrophenschutz-
behörde AFAD – in der Nähe der türkisch-syrischen 
Grenzstädte Camps für syrische Geflüchtete errich-
tet. Die insgesamt 26 Camps in zehn Grenzprovinzen 
sind mit Containern oder Zelten ausgestattet und wie 
kleine, in sich geschlossene Städte organisiert. Die ge-
samte Versorgung der Geflüchteten findet innerhalb 
dieser Camps statt. Doch die Mehrheit der aus Syrien 
Geflohenen lebt, wie eingangs erwähnt, in den urba-
nen Zentren der Türkei. 

In den Städten wird bezahlbarer Wohnraum aller-
dings immer knapper. Geflüchtete haben deshalb 
Schwierigkeiten, geeigneten Wohnraum zu finden, 
denn eine Grundsicherung oder Mietübernahme wie 
in Deutschland existiert in der Türkei nicht, sodass sie 
für die Kosten eigenständig aufkommen müssen. Wie 
oben bereits erörtert, gibt es kaum verlässliche Aus-
sagen über die genaue Zahl der in Fatih lebenden Ge-
flüchteten. Dies hängt zum einen mit den genannten 
Problemen bei der Registrierung zusammen. Zum an-
deren, so berichtet etwa OF6, seien viele Menschen in 
Fatih registriert, die dort aber nicht mehr wohnten.

In Fatih leben sowohl wohlhabende als auch sehr ar-
me Geflüchtete aus Syrien. Einige der Wohlhabenden 
haben sich zum Beispiel im Stadtteil Sulukule nieder-
gelassen. In diesem von der UNESCO zum Weltkul-
turerbe ernannten und international bekannten Viertel 
lebten lange Zeit viele Roma-Familien. Heute ist vom 
Weltkulturerbe aufgrund luxuriöser Neubauten nicht 
mehr viel zu sehen (Ince 2013). Dieser Teil von Fatih 
bleibt den allermeisten SyrerInnen aufgrund der hohen 
Mieten allerdings versperrt.

13  «Die Dauer des ‹temporären Schutzes› beträgt ein Jahr und verlängert sich – 
falls er nicht durch Beschluss des Rates beendet wird – automatisch jeweils um 
sechs Monate, höchstens jedoch um ein Jahr (Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 2011/55/
EG). Der ‹temporäre Schutz› wird bei Erreichen der Höchstdauer oder jederzeit auf 
Beschluss des Rates beendet; dieser Beschluss gründet auf der Feststellung, dass 
die Lage im Herkunftsland eine sichere, dauerhafte Rückkehr der Personen, denen 
vorübergehender Schutz gewährt wurde, erlaubt (Art. 6 der Richtlinie 2011/55/EG)» 
(Deutscher Bundestag/Wissenschaftliche Dienste 2016: 13). 
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Die Mehrheit der Geflüchteten kommt ohne einen 
Schlafplatz in Fatih an. Diese Menschen bleiben ein 
paar Tage bei Bekannten oder auf der Straße und zie-
hen dann weiter in einen Stadtteil mit niedrigen Mieten, 
beispielsweise in das ehemals jüdische Viertel Balat. 
OF1 beschreibt die dortigen, oft beengten Wohnver-
hältnisse folgendermaßen: «In Fatih wohnen sehr ar-
me Menschen. Unter unmenschlichen Bedingungen 
leben mehr als zehn Menschen in einem Unterschlupf 
zusammen» (OF1). OF4 hat ähnliche Erfahrungen ge-
macht: «Zwei, drei Familien kommen zusammen und 
leben in einem Raum» (OF4).

Während einige BewohnerInnen in Fatih ihren 
Wohnraum kostenfrei für Geflüchtete zur Verfügung 
stellen, nutzen viele VermieterInnen die prekäre Situ-
ation aus und verlangen horrende Preise für herunter-
gekommene Unterkünfte wie Scheunen, Keller oder 
Gewerberäume (Erdogan 2014: 68). Auch Staffelmie-
ten sind keine Seltenheit. Einer Befragung der muhtars 
(OrtsvorsteherInnen) in den Istanbuler Stadtteilen zu-
folge ist die Wohnsituation eines der größten lokalen 
Probleme. Die muhtars gaben an, dass es zu enormen 
Mietpreiserhöhungen gekommen sei und die Mieten 
für die meisten Menschen nun unbezahlbar seien. Ver-
antwortlich dafür sind sowohl die Immobilienagentu-
ren als auch die VermieterInnen (Transnational Press 
London 2015). OF1 hat immer wieder mit Fällen zu tun, 
in denen unrechtmäßig die Mietpreise erhöht werden: 
«Erst zahlen sie 700 türkische Lira. Ein Jahr später ver-
langt der Vermietende 1.000 türkische Lira. […] ‹Wenn 
du nicht zahlst, dann geh.› Um Gottes Willen, warum 
ist das so? Natürlich kannst du deine Miete erhöhen, 
wenn du möchtest. Aber nur um acht Prozent, sagt das 
Gesetz» (OF1).14

Die hohen Mieten bringen die Geflüchteten in exis-
tenzielle Schwierigkeiten. Auch der UN-Ausschuss 
für die Beseitigung der «Rassendiskriminierung» 
(UNCERD) äußerte im Januar 2015 seine Besorgnis 
über den unzureichenden Wohnraum für Geflüchtete 
aus Syrien und die Diskriminierungen auf dem Woh-
nungsmarkt in der Türkei (UN Committee on the Elimi-
nation of Racial Discrimination 2016). Die Kommunen 
bieten zwar eine Art minimaler Grundversorgung an. 
Das sind Unterstützungsleistungen, die einmalig oder 
verteilt auf zwei bis drei Monate zur Verfügung gestellt 
werden. 

3.3 DAS RECHT AUF GESUNDHEIT
Der Zugang zur Gesundheitsversorgung gestaltet sich 
sehr unterschiedlich und ist abhängig davon, ob Ge-
flüchtete sich in einem der Camps befinden oder in der 
Stadt wohnen. Innerhalb der Camps liegt die Verant-
wortung für die gesundheitliche Versorgung bei der 
AFAD. Die Katastrophenschutzbehörde übernimmt 
auch die Kosten für Behandlungen und Medikamente. 
Seit der Veröffentlichung des YUKK und der entspre-
chenden Durchführungsverordnung haben Geflüch-
tete aus Syrien – sofern sie registriert sind – Zugang 
zum staatlichen Gesundheitssystem in der Provinz, in 

der sie gemeldet sind. Wenn syrische Geflüchtete auf-
grund bürokratischer Hürden oder eines noch nicht ab-
geschlossenen Antragsverfahrens noch nicht oder in 
einer anderen Provinz registriert sind, haben sie keinen 
Anspruch auf Zugang zur staatlichen Gesundheitsver-
sorgung (Mültecilerle Dayanışma Derneği 2015: 23). 
GesprächspartnerIn O2 beschreibt das Problem fol-
gendermaßen: «Selbst wenn der dortige Arzt helfen 
möchte, kann er nicht. Wenn kein Ausweis [Ausländer-
Identitätsnachweis] vorliegt, können bestimmte Unter-
suchungen einfach nicht durchgeführt werden» (O2). 
Und OF1 schildert einen kürzlich erlebten Fall: «Es war 
vor zwei Tagen, ein Notfall, ein Säugling sollte in den In-
kubator. Sie fragten nach der ID. Wir sagten, dass das 
Kind noch keine hat. Sie sagten, dass sie nichts ma-
chen könnten» (OF1).

Doch selbst registrierten Geflüchteten, die in der 
zuständigen Provinz gesetzlichen Anspruch auf eine 
Gesundheitsversorgung genießen, ist der Weg in die 
öffentlichen Krankenhäuser oft versperrt. Untersu-
chungen in Istanbul ergaben, dass viele Geflüchtete 
noch nie die staatliche Gesundheitsversorgung in An-
spruch genommen haben (Acar et al. 2015: 13). Denn 
es gibt nur eine kleine Anzahl von ÄrztInnen, die mit 
den NGOs zusammenarbeiten und in solchen Fällen 
helfen können. Auch OF2 erlebt dies häufig in der prak-
tischen Arbeit. Behandlungen im öffentlichen Kranken-
haus etwa scheitern daran, dass viele Krankenhäuser 
keine DolmetscherInnen haben: «Das ist natürlich pro-
blematisch. Die PatientInnen sprechen kein Türkisch 
und die ÄrztInnen kein Arabisch […], wie soll da eine 
Behandlung funktionieren?» (OF2). OF1 zufolge haben 
MSOs von Geflüchteten aus Syrien deshalb begonnen, 
in Fatih eigene Gesundheitszentren mit ÄrztInnen aus 
Syrien aufzubauen (OF1).

Im Gegensatz zu den Geflüchteten in den Camps 
tragen syrische Geflüchtete außerhalb der Camps die 
Kosten für Medikamente häufig selbst. In Fatih sam-
meln karitative Organisationen daher Medikamente 
und geben sie über ÄrztInnen an kranke Menschen aus 
Syrien weiter (OF2). Weil aber Medikamente gegen 
Herzerkrankungen, Krebs, Diabetes, Bluthochdruck 
oder HIV sehr teuer sind, können sich die PatientInnen 
diese Behandlungen meist nicht leisten. Hinzu kommt 
das Nichtwissen der Geflüchteten und/oder des Kran-
kenhauspersonals über die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen für eine Behandlung. Dies führt dazu, dass 
Geflüchtete immer wieder mit enorm hohen Rechnun-
gen im Krankenhaus konfrontiert werden (Mültecilerle 
Dayanışma Derneği 2015: 23).

Zusammenfassend lässt sich also festhalten, dass 
in der Türkei die rechtlichen Voraussetzungen für ei-
ne medizinische Grundversorgung für syrische Ge-
flüchtete geschaffen worden sind. In der Praxis aber 
scheitert die Wahrnehmung dieses Rechts an zahlrei-
chen Barrieren. Neben der Beschleunigung des Re-

14  1.000 türkische Lira (TL) entsprechen etwa 240 Euro. 
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gistrierungsprozesses ist vor allem mehr Aufklärung 
des medizinischen Fachpersonals notwendig, damit 
die rechtlichen Regelungen in der Praxis greifen und 
die Menschen zumindest die vorhandenen Strukturen 
nutzen können. 

3.4 DAS RECHT AUF BILDUNG
Das Bildungswesen in der Türkei ist zentralistisch auf-
gebaut und wurde in den vergangenen Jahren immer 
wieder neu organisiert. 2012 wurde beispielsweise die 
Schulpflicht auf zwölf Jahre angehoben – in Deutsch-
land liegt sie je nach Bundesland zwischen neun und 
zehn Jahren. 

Während in den staatlichen Flüchtlingscamps rund 
90 Prozent der Kinder und Jugendlichen eine Schule 
besuchen, gestaltet sich der Zugang zum Bildungssys-
tem außerhalb der Camps faktisch deutlich schwieri-
ger. Ende 2015 hatten von den 728.682 registrierten 
Kindern und Jugendlichen insgesamt 452.598, also 
61 Prozent, keinen Zugang zum öffentlichen Schulsys-
tem (UNICEF Middle East and North Africa Regional 
Office 2016: 3).

Das Bildungsministerium versuchte daher mit dem 
Rundschreiben 2014/21, administrative Hindernis-
se in der Verwaltung zu beseitigen, damit Kinder und 
Jugendliche aus Syrien am öffentlichen Schulsystem 
teilhaben können. Das Ministerium ordnete an, dass 
bei einem Besuch einer öffentlichen Schule das «Aus-
länder-Identifikationsdokument» ausreicht und kei-
ne Aufenthaltserlaubnis vorliegen muss (Millî Eğitim 
Bakanlığı 2014). Bis dato waren Kinder aus Syrien 
vom Unterricht ausgeschlossen oder durften ihn nur 
als «Gäste» besuchen, aber keinen Abschluss erwer-
ben. Mit dem genannten Rundschreiben erkannte das 
Ministerium das bereits existierende parallele System 
aus sogenannten privaten temporären Bildungszent-
ren offiziell an. In diesen Bildungszentren wird in ara-
bischer Sprache eine modifizierte Form des syrischen 
Lehrplans unterrichtet, der vom Bildungsministerium 
der syrischen Exilregierung genehmigt wurde (ebd.). 
Temporäre Bildungszentren sind sowohl innerhalb als 
auch außerhalb der Camps zu finden. Die internationa-
le NGO Human Rights Watch zählte für das Schuljahr 
2014/15 insgesamt 34 Bildungszentren in den Camps 
und 232 außerhalb. Allein in Istanbul gibt es schät-
zungsweise 30 bis 50 dieser Bildungszentren, von de-
nen einige von Wohlfahrtsorganisationen betrieben 
werden, andere von Privatpersonen (Gee 2015).

Auch die Organisation von OF1 betreibt temporäre 
Bildungszentren. Die LehrerInnen kommen aus Syrien. 
Ehrenamtliche aus der Umgebung bieten, ergänzend 
zum arabischsprachigen Unterricht, Türkischunter-
richt an, aber auch Englisch können die SchülerInnen 
hier lernen. Die türkischen Behörden unterstützten den 
Aufbau der Zentren der Organisation von OF1, die fi-
nanzielle Ausstattung ist allerdings dürftig. Dies führt 
dazu, dass die LehrerInnen nicht immer ihr Gehalt be-
kommen. Im erwähnten Rundschreiben 2014/21 heißt 
es, dass das türkische Bildungsministerium aufgrund 

des erheblichen Mangels an Lehrkräften Anreize für 
ehrenamtliche syrische Lehrbeauftragte vorgesehen 
hat (Millî Eğitim Bakanlığı 2014).

Trotz der rechtlichen Verbesserungen gibt es für die 
tatsächliche Bildungsinklusion eine Reihe von Barrie-
ren. Erstens behindern auch hier die Verzögerungen 
bei der Registrierung den Zugang zum Schulsystem. 
Kinder, die keine Identifikationsnummer vorweisen 
können, dürfen die Schule zwar besuchen, sind aber 
nicht offiziell angemeldet und erhalten auch keine 
Zeugnisse. Dieses Problem zeigt sich sowohl an den 
öffentlichen Schulen als auch in den privaten Bildungs-
zentren. Das Zentrum von OF1 in Fatih bietet daher als 
Alternative ein arabisches Zeugnis an: «Das Kind ist 
nicht registriert und kann nicht angemeldet werden. In 
diesem Fall bekommt es kein türkisches Zeugnis, son-
dern ein arabisches» (OF1).

Damit wurde eine einfache Lösung gefunden, struk-
turellen Problemen zu begegnen. Die fehlende Regis-
trierung aller stellt aber nach wie vor eine strukturel-
le Diskriminierung von Kindern und Jugendlichen aus 
Syrien bezügliches ihres Grundrechts auf Bildung dar. 
Eine weitere Barriere ist die Unterrichtssprache Tür-
kisch. Einer Untersuchung der Istanbuler Bilgi-Univer-
sität zufolge mangelt es außerhalb der Camps an aus-
reichenden Angeboten zur Sprachförderung (İstanbul 
Bilgi Üniversitesi Çocuk Çalışmaları Birimi 2015). Zwar 
bieten immer mehr NGOs und auch ein paar wenige 
Kommunen vereinzelt Türkischkurse an. Dieses Ange-
bot ist aber nicht flächendeckend und angesichts des 
bestehenden Bedarfs nicht ausreichend. Es fehlt an 
Lehrkräften und Zugangsmöglichkeiten. Die jährlichen 
Kosten dafür, meint O1, würden bei mehreren Hundert 
Millionen Euro liegen, die der Staat nicht bereitstelle. 
O1 hält hierzu fest: «Es ist nicht so einfach. Aber wir 
müssen dafür sorgen, dass sie Türkisch lernen und ei-
ne Schulbildung erhalten. Wenn wir heute alle syrisch 
stämmigen Kinder am Schulunterricht teilhaben lassen 
wollten, müssten wir 35.000 neue Lehrkräfte einstel-
len» (O1). 

Das gravierendste Problem beim Schulzugang resul-
tiert allerdings aus der prekären finanziellen Situation 
vieler syrischer Familien. Armut ist eines der größten 
Probleme, wenn es um die Bildungsteilhabe der Kinder 
geht. Viele Familien haben ein Elternteil verloren oder 
ein Elternteil ist krank und kann deshalb nicht arbeiten. 
Die oben erwähnte Studie der Bilgi-Universität stellt in 
diesem Zusammenhang fest, dass zahlreiche Famili-
en aus Syrien noch nicht einmal die Schuluniform der 
Kinder bezahlen können, geschweige denn die Schul-
bücher (İstanbul Bilgi Üniversitesi Çocuk Çalışmaları 
Birimi 2015). Hinzu kommt, dass in den Städten und 
urbanen Räumen der Türkei viele der Kinder arbeiten 
müssen, um die Familien zu ernähren. Deshalb warnen 
internationale NGOs bereits seit Beginn der Syrienkrise 
vor der Zunahme von Kinderarbeit.

Auch in Fatih ist Kinderarbeit ein großes Problem. 
Zwischen den zahlreichen Restaurants, die auf Ara-
bisch und Türkisch für die syrische Küche werben, 
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sieht man Kinder, die in verschiedensten Sprachen ih-
re Waren oder Dienstleistungen EinwohnerInnen und 
TouristInnen anbieten. Sie verkaufen Taschentücher 
oder putzen Schuhe. GesprächspartnerIn OF4 berich-
tet über die Situation syrischer Kinder in Istanbul, zu 
der ihre/seine Organisation eine Vor-Ort-Forschung 
durchführt: «Da viele Frauen ihre Partner verloren ha-
ben und die Zahl der erkrankten Männer sehr hoch ist, 
ist Kinderarbeit in den Familien weit verbreitet. In jeder 
Familie gibt es mindestens ein Kind, das arbeitet. […] 
Wenn wir sagen, schickt Eure Kinder in die Schule, fra-
gen sie: ‹Wovon sollen wir dann leben?›» (OF4).

Im März 2016 wies die NGO Support of Life darauf 
hin, dass in Istanbul mindestens 28 Prozent der Haus-
halte die Kinder nicht in die Schule schicken können, 
weil ihnen sonst ein wichtiger Beitrag zum Familie-
neinkommen fehle (Support to Life 2016). Es gibt kei-
ne offiziellen Angaben über die Anzahl der arbeitenden 
Kinder aus Syrien, UNICEF geht jedoch von einem stei-
genden Anteil aus: «Feldbeobachtungen zeigen, dass 
syrische Kinder von den schlimmsten Formen von Kin-
derarbeit betroffen sind, in der saisonalen Landwirt-
schaft, in kleineren und mittleren Unternehmen (Textil- 
oder Schuhwerkstätten, Automechaniker) und auf der 
Straße. Kinder aus der Türkei arbeiten in den gleichen 
Sektoren» (UNICEF 2016).

Viele geflüchtete Kinder arbeiten Medienberichten 
zufolge auch für Zulieferbetriebe multinationaler Kon-
zerne, etwa für NEXT und H&M (Tali 2016; Business & 
Human Rights Ressource Centre 2016).15

Das gesetzlich verbriefte Recht auf Zugang zum öf-
fentlichen Schulsystem allein reicht also nicht aus. 
Wenn die finanziellen Mittel für das Überleben der 
Haushalte von Geflüchteten nicht ausreichen, werden 
Kinder häufig zu (Mit-)Ernährenden. Auf einen mögli-
chen Ausweg aus diesem Dilemma verweist eine der 
befragten ExpertInnen (OF1), die einen pragmatischen 
Ansatz verfolgt: Die Organisation sammelt Spenden in 
Höhe des Einkommens der Kinder, damit ihre Familien 
sie dann in die Schule schicken können:

«Wir nehmen kein Schulgeld. […] Um die Familien zu 
überzeugen, leisten wir Hilfe mit Spenden in Form von 
Naturalien. Wir sagen: ‹Schicken Sie uns Ihre Kinder und 
wir helfen Ihnen›. Denn wenn die Kinder aufhören zu ar-
beiten, brauchen die Familien Geld. Deshalb brauchen 
wir Sponsoren. Es gibt Schülersponsoren für 350 türki-
sche Lira. Die Kinder arbeiten für etwa 300 bis 350 türki-
sche Lira. Einige für mehr. Aber wir müssen den Famili-
en mindestens 300 türkische Lira geben» (OF1).

Zusammenfassend lässt sich also festhalten, dass 
derzeit weit mehr als die Hälfte der geflüchteten Kin-
der und Jugendlichen in der Türkei vom Bildungs-
system faktisch ausgeschlossen ist. Neben den feh-
lenden finanziellen und personellen Ressourcen im 
Bildungssystem sowie mangelnden Angeboten zur 
Sprachförderung verhindert vor allem der Umstand, 
dass viele Kinder zum Lebensunterhalt ihrer Familien 
beitragen müssen, die Wahrnehmung ihres Rechts 
auf Bildung. 

3.5 DAS RECHT AUF WÜRDIGE ARBEIT
Am 15. Januar 2016 wurde die «Durchführungsverord-
nung zur Regelung der Arbeitserlaubnis für Geflüchte-
te mit temporärem Schutz» im Gesetzesblatt veröffent-
licht (Geçici Koruma Sağlanan Yabancıların Çalışma 
İzinlerine Dair Yönetmelik 2016). Demnach kann eine 
geflüchtete Person aus Syrien ein halbes Jahr nach Er-
teilung der Aufenthaltsgenehmigung eine Arbeitser-
laubnis erhalten. Das Verfahren ist jedoch mit rechtli-
chen und bürokratischen Schwierigkeiten verbunden. 
Die Erlaubnis für ein Beschäftigungsverhältnis muss 
in der Regel vom Arbeitgeber beantragt werden. Au-
ßerdem ist für jede neu einzustellende Person ein An-
trag zu stellen. Möchten Unternehmen mehr als zehn 
Prozent ihrer Beschäftigten aus der Gruppe der Ge-
flüchteten mit temporärem Schutzstatus rekrutieren, 
benötigen sie eine Sondergenehmigung. Der Antrag 
zur Erteilung der Arbeitserlaubnis ist zudem in der Pro-
vinz, in welcher der oder die Geflüchtete registriert ist, 
zu stellen. Die Arbeitgeberseite muss nicht zuletzt den 
gesetzlichen Mindestlohn von 1.300 türkischen Lira 
(knapp 400 Euro) zahlen (ebd.). Den Geflüchteten mit 
«temporärem Schutzstatus» ist es grundsätzlich verbo-
ten, ohne Arbeitserlaubnis in der Türkei einer bezahlten 
Beschäftigung nachzugehen. Sowohl das betreffende 
Unternehmen als auch die geflüchtete Person müssen 
bei Zuwiderhandlung eine Geldstrafe zahlen (Deut-
sches Institut für Menschenrechte 2016). Der oben ge-
nannten Durchführungsverordnung zufolge können 
Personen mit «temporärem Schutzstatus» bei der je-
weiligen Provinzverwaltung für bestimmte Tätigkeiten 
eine Befreiung von der erforderlichen Arbeitserlaubnis 
beantragen. Dazu zählen beispielsweise die landwirt-
schaftliche Saisonarbeit oder die Viehzucht (Geçici Ko-
ruma Sağlanan Yabancıların Çalışma İzinlerine Dair Yö-
netmelik 2016).

Am 8. Juli 2016 titelte die Hürriyet Daily News: «Die 
Türkei vergibt an 38.000 Ausländer innerhalb von sechs 
Monaten eine Arbeitserlaubnis» (Hürriyet Dayli News 
2016). Der Zeitung zufolge wurden von den 45.375 seit 
Januar 2016 eingereichten Anträgen 38.261 Anträge 
genehmigt, 4.447 Anträge wurden wegen formaler 
Mängel zurückgewiesen und 1.272 konnten noch nicht 
bearbeitet werden. Insgesamt 1.395 Anträge wurden 
aus nicht näher erläuterten Gründen abgelehnt. Außer-
dem heißt es in demselben Artikel, dass Personen aus 
Syrien die größte Gruppe mit insgesamt 6.586 einge-
reichten Anträgen und 5.502 Genehmigungen bildeten 
(ebd.). Von den 2,7 Millionen Geflüchteten in der Türkei 
sind mehr als eine Million Menschen im arbeitsfähigen 
Alter. Legt man die oben genannten Zahlen zugrunde, 
haben bisher insgesamt nur etwa 0,5 Prozent der aus 
Syrien Stammenden eine Arbeitserlaubnis erhalten 
(UNHCR 2016b).16 Die meisten Geflüchteten arbeiten 
dennoch, und zwar ohne Arbeitserlaubnis, meist im in-

15  NEXT und H&M kündigten mittlerweile an, die Zulieferbetriebe genauer prüfen 
zu wollen (Business & Human Rights Ressource Centre 2016).  16  Eigene Berech-
nung nach Daten des UNHCR.
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formellen Sektor, vor allem in der Textilindustrie und im 
Dienstleistungsbereich. 

Die Integration in den Arbeitsmarkt wurde von mei-
nen GesprächspartnerInnen – neben der Bildung – als 
das größte Problem angeführt. Weil verlässliche Da-
ten und Analysen zur Arbeitsmarktintegration im Be-
zirk Fatih fehlen, dienen die von mir durchgeführten 
Interviews hier als wichtigste Datenquelle. Gesprächs-
partnerIn O4 etwa beschreibt das Problem mit der 
Durchführungsverordnung zur Arbeitserlaubnis für 
Ausländer folgendermaßen: «Es ist eine Vorzeige-Ver-
ordnung [gemeint ist eine Verordnung, die nichts nützt, 
Anm. G. G. T.] […]. Du kannst als Ausländer nicht ei-
genständig die Arbeitserlaubnis beantragen. Du musst 
einen Arbeitgeber finden. Der muss durch die gesam-
te Beantragungsprozedur, um für dich die Erlaubnis zu 
bekommen. Warum soll die Arbeitgeberseite dies tun? 
In einem schwachen System, in dem die Kontrollme-
chanismen noch nicht richtig funktionieren und in dem 
sie deine Arbeitskraft missbrauchen können, warum 
sollten sie das tun? Ohne Anreize wie Steuererleichte-
rungen oder so» (O4).

Geflüchtete, die in Fatih oder außerhalb Arbeit fin-
den, nehmen sie meist an, auch ohne Arbeitserlaubnis. 
Sie arbeiten deshalb oft für Löhne, die weit unter dem 
Mindestlohn liegen. GesprächspartnerIn OF4 leitet ein 
Zentrum für Geflüchtete. Die Beratung suchen viele 
Menschen auf, die beispielsweise ihren Lohn nicht aus-
gezahlt bekommen haben oder nicht davon leben kön-
nen. Unter ihnen sind auch viele alleinstehende Frauen 
mit Kindern, deren Situation besonders prekär ist: «Die 
Frauen in Fatih leben von Handarbeiten, eine sehr häu-
fige Art der Ausbeutung. Sie verdienen 100 türkische 
Lira (etwa 30 Euro) pro Woche. Wenn man die anfal-
lenden Rechnungen und Mieten vor Augen hat, ist es 
unmöglich, davon zu leben» (OF4).

Viele Geflüchtete stellten sich Fatih zunächst als ei-
ne Art Brücke nach Europa vor, erzählt OF6. Es gebe 
unter ihnen aber auch viele, die geblieben seien und 
sich integrierten, Läden eröffnet oder Unternehmen 
gegründet hätten: «In Fatih sehen Sie sehr viele syri-
sche Restaurants und Betriebe. […] Wenn Sie durch 
Fatih laufen, haben Sie das Gefühl, in Aleppo zu sein. 
Es ist sehr schön» (OF6).

Im Juni 2015 stellte das türkische Wirtschaftsminis-
terium fest, dass 2.827 Personen aus Syrien ein Un-
ternehmen in der Türkei angemeldet haben. Mehr als 
60 Prozent dieser Unternehmen sind in Istanbul regist-
riert. Es wird jedoch vermutet, dass weit mehr solcher 
Unternehmen existieren. Nicht wenige dieser Firmen 
sind mithilfe einer secret partnership gegründet wor-
den. Gemeint sind Unternehmen, die von einer Mittels-
person mit türkischer Staatsbürgerschaft angemeldet 
worden sind (Erdoğan/Ünver 2015).

Gesprächspartner OF5 kommt aus Syrien und lebt 
seit drei Jahren in Istanbul. In Fatih hat er einen Buch-
laden mit Café für arabischsprachige Literatur eröffnet. 
Auch Bücher auf Türkisch, Englisch und Französisch 
gibt es dort. Sein Unternehmen hat er ohne secret 

partnership gegründet: «Alles war sehr einfach. Keine 
Probleme. Wir haben alle unsere Dokumente der Ver-
waltung gegeben. Alles legal. Jetzt haben wir das Un-
ternehmen. In nur zwei Wochen. In meinem Land hätte 
das länger gedauert» (OF5).

OF5 ist ein social entrepreneur – ein sozialer Unter-
nehmer. Seine Idee war, mit dem Buchladen auch ei-
nen lokalen Treffpunkt für Geflüchtete aus Syrien und 
einen Raum zum Austausch aller Menschen vor Ort 
zu bieten. Regelmäßig finden in den Räumlichkeiten, 
die gleichzeitig als Bibliothek fungieren, Kulturabende 
statt. Ein weiterer Schwerpunkt seines Unternehmens 
ist die Bildungsarbeit mit Kindern aus Syrien: «Als ich 
hier ankam, dachte ich, wir brauchen einen Platz, wo 
sich SyrerInnen treffen und austauschen können. Auch 
für die türkische Community, um uns zu verstehen. […] 
Wir haben hier eine große Community, wir brauchen 
das. Wir haben viele Bücher für Kinder, bieten Work-
shops, Konzerte, Kinoabende an, viele Veranstaltun-
gen, auch mit einen Mix aus türkischen und syrischen 
MusikerInnen. […] Wir versuchen, Menschen zusam-
menzubringen» (OF5).

Finanziell trägt sich der Buchladen allerdings noch 
nicht. Es gibt Anfragen für eine Zusammenarbeit von 
internationalen NGOs und die Idee, eine zweite Filia-
le – vielleicht auch in Deutschland – zu eröffnen. OF5 
selbst möchte aber in Fatih bleiben. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass ers-
tens viele Geflüchteten aus Syrien schon seit Länge-
rem – mehrheitlich ohne Arbeitserlaubnis – in der Tür-
kei bezahlten Beschäftigungen nachgehen. Die neue 
Durchführungsverordnung hat bislang nicht zu einer 
verstärkten Integration von Geflüchteten in den for-
malen Arbeitsmarkt geführt. Zweitens verdienen die 
syrischen ArbeitnehmerInnen meist weitaus weni-
ger als den Mindestlohn, und sie müssen drittens mit 
den türkischen Beschäftigten konkurrieren, von denen 
viele ebenfalls für weniger als den Mindestlohn arbei-
ten, zudem ohne Versicherungsschutz und oft unter 
erbärmlichen Arbeitsbedingungen. Erfolgreich sind 
vor allem jene Geflüchtete, die es schaffen, ein eige-
nes Unternehmen aufzubauen, ob mit oder ohne secret 
partnership.

3.6 RESÜMEE
Die Menschen, die aus Syrien geflohen sind und im Is-
tanbuler Stadtbezirk Fathi leben, haben vielfältige Er-
fahrungen gemacht und gehören sehr verschiedenen 
sozialen Schichten an. Vor allem für jene, die ökono-
misch schlechter gestellt sind, gibt es eine ganze Reihe 
von gravierenden Einschränkungen bei der Wahrneh-
mung ihrer sozialen Teilhaberechte.

Die aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen und die 
lange Wartezeit bei der Registrierung wirken sich in al-
len sozialen Schichten und Teilhabedimensionen ne-
gativ aus. Die zeitliche Befristung des Aufenthaltstitels 
kommt erschwerend hinzu, denn der Zugang zu sozia-
len Dienstleistungen wie Gesundheitsversorgung und 
Bildung oder zu würdiger Arbeit ist an den Aufenthalts-
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status gekoppelt. Die Vergabe von knapp 5.500 Ar-
beitsgenehmigungen (Stand: Juli 2016) für die gesam-
te Türkei zeigt deutlich, dass die jüngste Verordnung 
nicht greift und deshalb reformbedürftig ist.

Die Tragweite des faktischen Ausschlusses eines 
hohen Anteils von Kindern und Jugendlichen aus 
dem Bildungssystem wird voraussichtlich weitere 
problematische Folgen haben. Der Mangel an ausrei-
chendem Wohnraum, die hohen Mieten – sowohl für 
Menschen aus Syrien als auch für «Alteingesessene» – 

bergen weiteres Konfliktpotenzial. Die Tatsache, dass 
Geflüchtete aus Syrien eine eigene soziale Infrastruktur 
aufbauen, etwa Gesundheitszentren oder private tem-
poräre Bildungszentren, deutet auf ihr Bestreben hin, 
pragmatische Lösungen für das Fehlen (noch) nicht 
vorhandener formaler Strukturen zu finden. Dennoch: 
Lokale NGOs und MSOs haben weder die Autorität 
noch die Ressourcen, die Lücke vor allem in Bezug auf 
den mangelnden Wohnraum zu schließen. Hier ist defi-
nitiv die staatliche Ebene gefragt. 
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4 ERGEBNISSE UND AUSBLICK

Meine Untersuchung hat gezeigt, dass die Menschen 
in der Türkei, insbesondere aber die NGOs, in den ver-
gangenen Jahren mit der Aufnahme von rund drei Mil-
lionen Menschen aus Syrien unter äußerst schwierigen 
politischen, ökonomischen und sozialen Rahmenbe-
dingungen Erhebliches geleistet haben. Das Land hat 
insgesamt dreimal so viele syrische Geflüchtete auf-
genommen wie sämtliche EU-Mitgliedstaaten zusam-
men. Es gibt aber auch eine Reihe gravierender Men-
schenrechtsverletzungen sowie strukturelle, rechtliche 
und institutionelle Barrieren bei der Inklusionsarbeit. 
Im Folgenden möchte ich abschließend drei zentrale 
Instrumente benennen, die aus meiner Sicht den in der 
Untersuchung identifizierten Schwachpunkten entge-
genwirken und Reformen fördern könnten.

4.1 DIE STÄRKUNG DER BEZIRKS­
VERWALTUNG
Die Türkei befindet sich in einem noch nicht abge-
schlossenen Wandlungsprozess von einem klassi-
schen Auswanderungsland hin zu einem Transit- und 
Einwanderungsland. Der Staat hat auf diese tief grei-
fende Transformation bereits 2013 mit der Neuformu-
lierung des Ausländerrechts (YUKK) und der Neuschaf-
fung migrationsbezogener Verwaltungsinfrastruktur 
reagiert. Dennoch wird dieser Umbau nicht von heu-
te auf morgen und schon gar nicht ohne eine auf de-
mokratischen Prinzipien und den Menschenrechten 
basierende Koordination aller politischen, wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Akteure im Land erfolg-
reich sein können.

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob die 
Einrichtung eines eigenständigen Ministeriums für Mi-
gration und Inklusion sinnvoll wäre. Dieses Ministeri-
um in spe könnte eine koordinierende Funktion zwi-
schen den mit Migration bereits befassten Ministerien 
einnehmen und damit zur horizontalen Kohärenz bei-
tragen. Diese zentrale Koordinierungsfunktion wird es 
aber nur erfolgreich ausüben können, wenn sich ein 
solches Ministerium auch für demokratische Bottom-
up-Prozesse öffnet. 

Bisher übernimmt diese Koordinierungsfunktion 
teilweise das ebenfalls im Jahr 2013 neu eingerichte-
te und dem Innenministerium unterstellte Amt für Mi-
gration (GIGM), das in das zentrale Verwaltungssys-
tem eingebettet ist und dessen Reichweite sich bis 
in die Provinzen erstreckt. Inwiefern das GIGM einen 
Bottom-up-Prozess ermöglicht, ist allerdings fraglich. 
Denn die lokale stadtbezirkliche Verwaltungsebene, 
die bei der öffentlichen Versorgung mit Wohnraum, 
Bildung und Gesundheit eine Schlüsselrolle einnimmt, 
ist in die neue Struktur des GIGM nicht integriert. Die 
zentralistische türkische Verwaltungsstruktur steht 
damit einem interkulturellen Leben und einem Inklu-
sionsprozess auf kommunaler Ebene entgegen. Auch 
die derzeit zu beobachtende weitere Zentralisierung 

und Autokratisierung des politischen Systems ist für 
die Idee eines offenen, teilhabeorientierten und inklusi-
ven Gesellschaftssystems eher hinderlich. 

Die Interaktion nicht staatlicher Akteure mit der 
staatlichen Verwaltung im Bezirk Fatih findet nur punk-
tuell statt. Wie meine Untersuchung gezeigt hat, ist je-
doch die kommunale Ebene für die praktische Arbeit 
mit Geflüchteten entscheidend. Leider wurde diese 
Ebene beim jüngsten institutionellen Umbau in der 
Türkei nicht gestärkt. Es mangelt daher an eigenstän-
diger Entscheidungsbefugnis auf kommunaler Ebene 
sowie an finanziellen und personellen Ressourcen, um 
die Inklusion der vielen neuen BezirkseinwohnerInnen 
adäquat zu gewährleisten. Ein bedeutender Schritt zur 
Stärkung der Ressourcenlage von Bezirksverwaltun-
gen wäre etwa die Einrechnung aller zugezogenen Ge-
flüchteten bei der Pro-Kopf-Mittelumschichtung an die 
Kommunen.

4.2  INTERSEKTORALES SCHNITT­
STELLEN- UND WISSENSMANAGEMENT 
Die Bezirksverwaltung in Fatih finanziert zwar kleinere 
Projekte und leistet eigenständige karitative Unterstüt-
zung für Geflüchtete. In der Breite verlässt sie sich je-
doch auf die «natürlich» gewachsene Hilfsstruktur aus 
NGOs und Privatpersonen. Deren Engagement basiert 
in diesem Bezirk sehr häufig auf «religiöser Barmher-
zigkeit», der sogenannten Ensar-Struktur. Die lokalen 
NGOs bilden derzeit das Rückgrat, wenn es um die 
Verwirklichung der (sozialen) Menschenrechte von 
Geflüchteten vor Ort geht. Dies geschieht in der Re-
gel durch karitative Arbeit und Nothilfe, aber auch, in-
dem Missstände bei Behörden angeprangert und Ent-
scheidungsträgerInnen gezielt angesprochen werden. 
Eine kritische und selbstbewusste NGO-Landschaft 
benötigt ein Umfeld, in dem frei und ohne Angst ge-
arbeitet und agiert werden kann. Sie braucht finanzi-
elle Ressourcen, die eine unabhängige Arbeit möglich 
machen. 

Ein weiterer wichtiger Akteur in diesem Zusammen-
hang sind die MSOs, die aus den Communities der Ge-
flüchteten heraus innovative Ideen entwickeln, weil sie 
die Bedarfe vor Ort sehr gut kennen. Die Tatsache, dass 
Geflüchtete aus Syrien Gesundheitszentren und priva-
te temporäre Bildungszentren aufbauen, zeigt ihre Mo-
tivation, sich längerfristig in der Türkei niederzulassen. 
Hierzu zählt auch die Idee, Kinderarbeit zu bekämp-
fen, indem Familien das fehlende Gehalt der Kinder 
monatlich ausgezahlt wird, wenn sie diese zur Schu-
le schicken. Solche Ansätze sind Versuche, pragma-
tische Lösungen für nicht vorhandene oder ausgren-
zende Strukturen zu finden. Deutlich wird hier, dass die 
Geflüchteten die Bedarfe, trotz fehlender Datenlage, 
selbst gut einschätzen können. Damit sind sie für die 
kommunale Arbeit eine sehr wichtige Ressource, die 
es stärker einzubinden gilt. 
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Was die Kooperation der NGOs und MSOs in Fatih 
betrifft, so arbeiten die karitativ orientierten unter ih-
nen punktuell und projektbezogen zusammen. Im Be-
zirk gibt es jedoch kein Netzwerk, das sich regelmäßig 
trifft und austauscht, weder von den NGOs eigenstän-
dig installiert noch vom Stadtbezirk koordiniert. Auch 
die Interaktion kommunaler NGOs und MSOs mit der 
Verwaltung im Bezirk Fatih findet nur punktuell und ad 
hoc statt. In welchem Maße der Stadtbezirk sich ein-
bringt, hängt sehr vom Ermessen der dortigen Lei-
tungsebenen ab. Bis dato fehlt es an einer formalen 
Koordinierungsstelle. Eine solche Einheit könnte die 
Koordinierung der relevanten Stellen innerhalb der Be-
zirksverwaltung übernehmen, sich gleichzeitig als An-
sprechpartner für alle nicht staatlichen Akteure im Be-
zirk anbieten und so zu einer effizienteren Organisation 
kommunaler Akteure beitragen. Diese Koordinierungs-
funktion ist im «Ausländergesetz» YUKK derzeit nur für 
die Zweigstelle des GIGM auf Provinzebene vorgese-
hen. Diese Einheit ist aber von den spezifischen Bedar-
fen in den Bezirken zu weit entfernt, um ein situations-
gerechtes Schnittstellenmanagement innerhalb des 
öffentlichen Sektors und in Zusammenarbeit mit den 
nicht staatlichen Akteuren zu gewährleisten. 

Für eine zielführende Kooperation vor Ort werden 
überdies detailliertere Analysen der Bedarfe von Ge-
flüchteten benötigt. Verlässliche und vergleichbare 
Daten sowie Steuerungswissen fehlen jedoch oder 
sind unvollständig. Eine systematische Form des Aus-
tauschs vorhandener Daten ist bislang nicht zu er-
kennen. Dieser mangelnde Wissenstransfer sowohl 
zwischen verschiedenen Verwaltungsebenen als 
auch zwischen öffentlichen und privaten Akteuren 
erschwert die kommunale Arbeit enorm. Um landes-
weit Daten zur Sicherung der Teilhabe von Geflüchte-
ten aufzubereiten, erscheinen mir in diesem Fall Uni-
versitäten und Forschungsinstitutionen sowie NGOs 
mit nationaler Reichweite als angemessene Akteure. 
Ein Austausch von Daten sollte für die NGOs sicher-
gestellt werden. Datenerhebungen bergen zwar immer 
die Gefahr des Missbrauchs und der sozialen wie poli-
tischen Repression. Daher wäre die Erarbeitung eines 
Konzepts zur Erhebung und Verarbeitung von Daten in 
Bezug auf die Gleichstellung von Geflüchteten die Auf-
gabe menschenrechtlicher Organisationen.

Bis zu einem gewissen Grad bringen NGOs ihre Ex-
pertise bereits auf allen Ebenen ein, sei es in Form des 
Controllings (Steuerung) oder aber in Form von Bera-
tung und/oder Fallstudien. Das intersektorale Wissens-
management befindet sich jedoch noch am Anfang 
und sollte im Interesse aller Beteiligten ausgebaut wer-
den. So wäre es denkbar, mit der Stärkung der loka-
len Ebene und einem verbesserten Wissensmanage-
ment sowie mithilfe nicht staatlicher Akteure auch 
linke und emanzipatorische Ansätze, wie Selbstorga-
nisation und Empowerment der Geflüchteten zu för-
dern. Dies könnte in Zusammenarbeit mit NGOs und 
MSOs (auch religiösen) etwa durch die Einführung von 
gewählten SprecherInnen oder Räten der Geflüchte-

ten geschehen. Auch eine stärkere Thematisierung von 
Perspektiven, von Arbeits- und Lebensentwürfen der 
Geflüchteten im Land durch kulturelle Angebote, wis-
senschaftliche Untersuchungen und historische Dar-
stellungen könnten progressive und praktische linke 
Ansätze zu Fragen von Migration, Flucht und Antiras-
sismus sein. 

4.3  INTEGRIERTER GESAMTANSATZ UND 
ÖFFENTLICHE INFRASTRUKTUR
Der Schutz geflüchteter Menschen endet nicht mit ih-
rer Aufnahme in einem Land, sondern bedeutet auch 
die Gewährleistung ihrer Menschenrechte. Legt man, 
wie in dieser Studie, die sozialen Menschenrechte als 
normativen Maßstab an, muss festgehalten werden, 
dass in der Türkei mit dem «temporären Aufenthalts-
staus» des YUKK und seinen weiteren Bestimmun-
gen der Zugang zu Bildung, Arbeit und Gesundheits-
versorgung für Geflüchtete aus nicht europäischen 
Staaten rechtlich zwar geregelt wurde. In der Realität 
aber gehen viele Kinder nicht in die Schule, sondern 
arbeiten, und viele Geflüchtete haben keinen Zugang 
zur Gesundheitsversorgung. Die rechtlichen Vorgaben 
für eine Arbeitserlaubnis kollidieren mit der Realität des 
Arbeitsmarktes. Bezahlbarer Wohnraum ist rar, Un-
terbringungsmöglichkeiten werden gegen «Rückfüh-
rungszentren» ausgetauscht. Geflüchtete aus Syrien, 
die kein Vermögen mitbringen oder Familie vor Ort ha-
ben, geraten damit häufig in die Armutsfalle. 

Meine Untersuchung hat die einzelnen Teilhabedi-
mensionen sozialer Menschenrechte (Aufenthalts-
status, Bildung, Gesundheit und Arbeit) jeweils sepa-
rat in den Blick genommen. So ist deutlich geworden, 
dass es in jeder einzelnen Untersuchungsdimension 
für sehr viele Menschen gravierende Einschränkun-
gen bei der Verwirklichung ihrer sozialen Menschen-
rechte gibt. Gleichzeitig wurde sichtbar, wie sehr die 
einzelnen Dimensionen untrennbar miteinander ver-
woben sind. Deshalb können die Probleme in jeder 
einzelnen Teilhabedimension nur mit einem integrier-
ten Gesamtansatz gelöst werden: Ohne zügige Regis-
trierung und einen Aufenthaltstitel bleibt der Weg zu 
sämtlichen öffentlichen Dienstleistungen versperrt. 
Ohne vereinfachten Zugang zum Arbeitsmarkt wird die 
prekäre Einkommenssituation viele Haushalte weiter-
hin daran hindern, die Kinder zur Schule zu schicken, 
und Geflüchtete werden weiter auf dem informellen 
Arbeitsmarkt für Löhne weit unter dem Mindestlohn 
arbeiten. Und ohne ein inklusives Bildungssystem blei-
ben die Zugangsmöglichkeiten zum Arbeitsmarkt und 
zum Gesundheitssystem auch in der kommenden Ge-
neration ohne Bedeutung. 

Gleichzeitig verschärft sich in den urbanen Ballungs-
gebieten der ohnehin evidente Wohnungsmangel. 
Die Tatsache, dass ein Großteil der Geflüchteten ge-
zwungen ist, die ohnehin niedrigen Dumpinglöhne auf 
dem informellen Arbeitsmarkt zu unterbieten, führt zu 
Spannungen. Das Gleiche gilt für das Gesundheitssys-
tem, das derzeit nicht alle in der Türkei lebenden Men-
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schen ausreichend versorgt. Insofern sind gezielte In-
vestitionen in die öffentliche Infrastruktur und in den 
sozialen Wohnungsbau bei Einhaltung gewisser Stan-
dards für die Türkei sehr wichtig. Sie kämen nicht nur 
den Geflüchteten zugute, sondern allen in der Türkei 
lebenden Menschen.

4.4 AN DIE POLITISCHE LINKE: 
SOLIDARITÄT UND INKLUSION
Den Überlegungen zu den drei oben skizzierten Inst-
rumenten liegt die Annahme zugrunde, dass ein gro-
ßer Teil der Geflüchteten dauerhaft in der Türkei bleiben 
wird. Dieser Gedanke setzt sich in der Türkei allerdings 
nur langsam durch. Ob aus den «Gästen» zukünftig 
BürgerInnen werden, hängt also entscheidend von der 
Akzeptanz ihrer Bleibeperspektive ab. 

Die bundesdeutsche Gesellschaft, einschließlich 
der politischen Linken, brauchte viele Jahrzehnte, um 
zu lernen, dass die «Gäste» aus dem Ausland bleiben 
werden. Schaut man auf die aktuellen öffentlichen Dis-
kurse, entsteht jedoch der Eindruck, dass die Verhand-
lungen darüber alle zehn Jahre von Neuem beginnen. 
Linke emanzipatorische Kräfte in der Türkei sind daher 
gut beraten, den «deutschen» Weg zu vermeiden und 
im aufgeklärten Eigeninteresse frühzeitig in die Teilha-

be und das Empowerment der Geflüchteten zu inves-
tieren. Dies bedeutet, Zugangsmöglichkeiten zu Bil-
dung, Gesundheitsversorgung, Wohnraum und Arbeit 
immer wieder mit einem inklusiven Ansatz zu denken 
und zu thematisieren, damit eine solidarische Grundla-
ge zwischen Eingewanderten und Nicht-Eingewander-
ten entsteht; und zwar unabhängig von den Konjunk-
turen auf der nationalen und internationalen Ebene. In 
Hinblick auf die derzeitigen autokratischen Entwick-
lungen in der Türkei erscheint dies auf den ersten Blick 
unrealistisch. Dennoch ist die Stärkung ziviler Akteure 
auf der kommunalen Ebene entscheidend für Demo-
kratie und Solidarität in der Türkei.

Eine zentrale Frage, die sich alle Staaten stellen soll-
ten, ist jene nach einer menschenrechtsorientierten 
Reform des internationalen Flüchtlingsregimes, das 
eine geteilte Verantwortung der Staatengemeinschaft 
beim Schutz von Geflüchteten vorsieht. Die Aufgabe 
des Schutzes und die Versorgung der Geflüchteten aus 
Syrien werden die drei Hauptaufnahmeländer Türkei, 
Libanon und Jordanien nicht allein bewältigen kön-
nen. Hier ist die Solidarität der internationalen Gemein-
schaft gefragt, die sich völkerrechtlich verbindlich zur 
universellen Sicherung der Menschenrechte verpflich-
tet hat. 
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Illustration 1: Türkische und syrische Provinzen mit Zahlen syrischer Vertriebener
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Illustration 2: Akteure in der Arbeit mit Geflüchteten in der Türkei
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